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Einleitung

Alfred Spindler verließ am 18. Dezember 1946 in einem Güterzug gemeinsam mit über hundert Mitgefangenen das Dachauer Lager für Zivilinternierte der Prisoner of War Enclosure (PWE) Nr. 29 in Richtung Polen.1 Drei Monate zuvor war der ehemalige Oberfinanzpräsident nach einjähriger Haft in Bremen in das Internierungslager auf dem Gelände des ehemaligen Konzentrationslagers überstellt worden.2 Die britischen Besatzungsbehörden hatten ihn aufgrund seiner Tätigkeit im höheren Dienst der Finanzverwaltung Weser-Ems im Juni 1945 verhaftet.3 Spindler, der zwar der SA und der NSDAP, nicht aber den von den Alliierten als verbrecherisch eingestuften Organisationen der SS oder der Gestapo angehörte, stellte umgehend einen Freilassungsantrag, um seine Entnazifizierung zu beschleunigen.4 Dem Antrag wäre wohl – wie in tausenden anderen Fällen von inhaftierten Verwaltungsbeamten – stattgegeben worden, hätte nicht der polnische Verbindungsoffizier bei der Kriegsverbrecherermittlungsgruppe der US-Armee ein Auslieferungsgesuch gestellt.

So fand sich der Finanzbeamte am Nachmittag jenes Wintertages 1946 in einfacher Häftlingskleidung und in Schuhen ohne Schnürsenkel in einer der Käfigzellen des Transportzuges wieder. In den zehn für den Spezialzug von der amerikanischen Militärverwaltung zur Verfügung gestellten Güterwagen saßen neben Spindler mutmaßliche Kriegsverbrecher, die an Polen ausgeliefert wurden. Auf der Transportliste standen die Namen von 82 SS-Männern, die im Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz eingesetzt gewesen waren und die nun in Krakau vor Gericht gestellt werden sollten.5 Außerdem befanden sich noch weitere 64 Männer unter den Passagieren, die in anderen Lagern Dienst getan oder der Gestapo und Polizei im besetzten Polen angehört hatten. Einer von ihnen war Franz Konrad, der Adjutant von Jürgen Stroop, der 1943 als SS-Befehlshaber für die grausame Niederschlagung des Warschauer Ghettoaufstandes verantwortlich gewesen war. Dazu kamen zwei ehemalige Verwaltungsführer des Generalgouvernements (GG), also jenes Gebietes der Zweiten Polnischen Republik, das von 1939 bis 1945 besetzt und durch eine deutsche Zivilverwaltung regiert, aber nicht durch das Deutsche Reich annektiert worden war. Der eine, Friedrich Egen, war der vormalige Vizegouverneur des Distriktes Radom. Der andere, Edmund Hinkel, war der einstige Generalarbeitsführer im GG.6 Allen Zuginsassen gemein war, dass ihnen die polnische Staatsanwaltschaft vorwarf, Verbrechen an polnischen Staatsbürgern begangen zu haben.

Alfred Spindler war Beauftragter der Reichsfinanzverwaltung im Bereich Steuern bei der Militärverwaltung im besetzten Polen und von Oktober 1939 bis Dezember 1941 Leiter der Hauptabteilung Finanzen bei der Regierung des Generalgouvernements gewesen. Er musste sich wegen Raubes und Konfiskation polnischen Eigentums vor einem polnischen Gericht verantworten.7 Der Jurist war einer von tausenden Beamten, Angestellten und Mitarbeitern der reichsdeutschen Fachverwaltungen, NS-Dienststellen und Parteigliederungen, die nach Kriegsbeginn in die von der Wehrmacht besetzten Gebiete entsandt worden waren, darunter auch Frauen.8 Ihr Auftrag bestand darin, die nationalsozialistische Expansionspolitik umzusetzen.9

Mit dem Einmarsch der Wehrmacht in Polen im September 1939 begann ein Raub- und Vernichtungskrieg gegen die polnische und jüdische Bevölkerung, durch den der Raum für die rassistische Siedlungskolonisation erobert und Ressourcen für weitere Expansionskriege erbeutet werden sollten. Die Ausplünderung Polens war integraler Bestandteil der völkisch-rassistischen Neuordnung Europas. Terror, Gewalt, Raub und Massenmord prägten die Besatzungspolitik: Es gab weder politische noch moralische Schranken, ja, es war ideologisch geboten, brutal und erbarmungslos vorzugehen.10 Finanzpräsident Spindler und die ihm unterstellten Finanzbeamten waren Teil dieser menschenverachtenden Politik. In welcher Form und in welchem Umfang die Beamten des Reichsministeriums der Finanzen in Berlin und die Steuer- und Zollbeamten der Reichsfinanzverwaltung vor Ort den Terror des Besatzungsregimes bzw. die Finanzierung des Krieges durch Plünderung, Raubmord, Enteignung oder schlicht durch eine gezielte Steuer- und Währungspolitik unterstützten, umsetzten oder vorantrieben, wurde bisher in der Forschung kaum oder lediglich verallgemeinernd am Rande untersucht. Das Reichsfinanzministerium (RFM) oder der Reichsfinanzminister spielten dabei eher eine Nebenrolle: Sie stehen am Ende der bürokratischen Verwertungskette und werden zu technischen Vollzugsgehilfen gemacht, und das, obwohl Reichsfinanzminister Johann Ludwig Graf Schwerin von Krosigk im Nürnberger „Wilhelmstraßenprozess“, dem vorletzten und umfangreichsten der zwölf Nachfolgeprozesse, als einer der Verantwortlichen aus Politik und Verwaltung und im Besonderen für die schonungslose Plünderung und Ausbeutung Polens angeklagt und für schuldig befunden wurde.11 Ein Grund für dieses Manko war die durchaus erfolgreiche Selbstdarstellung der Verwaltungselite nach dem Krieg. Das Bild einer unbeteiligten, in die nationalsozialistischen Verbrechen nicht verstrickten Fachverwaltung und Berufsbeamtenschaft hielt sich ebenso wie der Mythos einer sauberen Wehrmacht in der deutschen Öffentlichkeit über Jahrzehnte hinweg. Der nach nur zweijähriger Haft 1951 amnestierte Schwerin von Krosigk prägte und verfestigte diese Wahrnehmung ebenso wie andere höhere Militärs und Politiker – manche Historiker wie Joachim Fest untermauerten ihre Legenden sogar.12

Dieser Befund zum Forschungsstand überrascht zunächst, da in den vergangenen Jahrzehnten gerade zur deutschen Kriegsführung und Besatzung in Polen eine Vielzahl an Publikationen erschienen ist. Ja, man kann sogar sagen, dass der Umfang dieser vielschichtigen Studien einen kompakten oder gar vollständigen Überblick über die Forschungsliteratur zur deutschen Besatzung Polens während des Zweiten Weltkrieges heute kaum mehr möglich macht. Die einschlägige Literatur füllt ganze Fachbibliotheken. Zunächst standen die Kriegsziele der NS-Führung, später der Holocaust sowie die Verbrechen an der polnischen Bevölkerung und die Ausbeutung durch Zwangsarbeit im Fokus der deutsch- und englischsprachigen Forschung. Was erforscht wurde, hing häufig von der Erinnerungskultur und -konjunktur in Deutschland und Polen ab, allerdings ebenso von der Zugänglichkeit von Quellen. Erst mit der Öffnung der mittel- und osteuropäischen Archive ab Mitte der 1990er-Jahre war es deutschen wie internationalen Historikern und Historikerinnen möglich, bisher nicht zugängliches Material zu bearbeiten und Desiderate zu schließen. Wegweisend zur Geschichte der Besatzungsverwaltung bleiben jedoch die älteren Arbeiten von Martin Broszat und Gerhard Eisenblätter, die mit ihren knappen wie präzisen Studien Maßstäbe gesetzt haben.13 Himmlers SS-Ämter, Görings Vierjahresplanbehörde, Sauckels Arbeitseinsatz, die deutsche Rüstungsindustrie sowie andere NS-Dienststellen und deren Vertreter wurden mehr oder minder ausgiebig untersucht.14 Ein gezielter Blick auf die Verwaltung – oder genauer: die Fachverwaltungen des Besatzungsregimes – fehlt indes bis heute. Mit Ausnahme der Studie zur Rolle der Zivilverwaltung bei der Judenverfolgung im Distrikt Lublin von Bogdan Musial15 liegen keine Untersuchungen vor.

Eine Monographie, die sich mit dem Vorgehen oder dem Personal der deutschen Zivilverwaltung bei der Regierung des Generalgouvernements auseinandersetzt, fehlt gänzlich. Erstaunlich ist auch, dass die umfangreiche Überlieferung des sogenannten Diensttagebuchs des Generalgouverneurs weiterhin nur in einer nunmehr über vierzig Jahre alten Teiledition vorliegt. In der Publikation von Werner Präg und Wolfgang Jacobmeyer stehen – dem damaligen Forschungsinteresse sowie der öffentlichen Diskussion geschuldet und so bis heute nachvollziehbar – Aspekte der Judenverfolgung sowie des Besatzungsterrors im Vordergrund. Allgemeine Verwaltungsaufgaben sowie finanz- und wirtschaftspolitische Entwicklungen wurden mit Blick auf den Umfang oft stark gekürzt oder ausgespart.16 Auch die in polnischer Sprache veröffentlichten Quelleneditionen des Diensttagebuchs konzentrieren sich weniger auf Fragen der Administration als auf die vordringlichen Themenkomplexe von Gewalt, Terror und Widerständigkeit.17 Eine Überblicksdarstellung zur Besatzungsverwaltung fehlt trotz der umfangreichen Studien zu den verschiedenen Aspekten der deutschen Besatzungsherrschaft von Czesław Łuczak und Czesław Madajczyk, die als Standardwerke gelten können, in der polnischen Historiographie bis heute.18 Und das, obwohl die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den Folgen der Besatzung bereits während des Krieges begonnen hatte. Mit Blick auf eine kommende Nachkriegsregelung der Schäden und Verluste waren verwaltungsrechtliche, wirtschaftliche und finanzielle Aspekte der Besatzung früh Gegenstand umfangreicher Analysen.19 In der unmittelbaren Nachkriegszeit knüpfte die polnische Forschung, die umfangreichen Zugriff auf das seitens der Główna Komisja Badania Zbrodni Niemieckich w Polsce (GKBZNwP) gesammelte Quellenmaterial sowie die Ermittlungsergebnisse der verschiedenen Prozesse hatte, an diese Arbeiten an.20 Dabei entstanden auch erste Darstellungen zur Finanz- und Steuerpolitik der Besatzer. Diese blieben jedoch oft auf regionale oder rechtliche Aspekte beschränkt.21

Im Folgenden soll also die Rolle der Reichsfinanzverwaltung bei der Ausplünderung und Ausbeutung der besetzten polnischen Gebiete wie auch die Aufgabenverteilung bei der Umsetzung der rassistischen Bevölkerungspolitik in den annektierten Territorien und im Generalgouvernement untersucht werden.22 Neben der Forschungsliteratur stützt sich die vorliegende Studie auf Archivbestände sowohl in Deutschland als auch in Polen: Die umfangreiche, wenn auch nicht vollständige Überlieferung im Bundesarchiv, die eine Auswertung der Ministerialakten und erhaltenen Vorgänge bei Behörden, NS-Dienststellen, Parteiorganisationen wie auch der Militärs auf Reichsebene ermöglichte, konnte durch umfassende Recherchen vor allem in den staatlichen polnischen Archiven ergänzt werden. Teilweise konnten so die Überlieferungslücken geschlossen werden, die vor allem für die Ministeriumsspitze in den Beständen des Reichsfinanzministeriums (R 2) und der Reichshauptkasse (R 2104) im Bundesarchiv Berlin besonders eklatant sind. Sowohl für das Ministerbüro als auch für das Büro des Staatssekretärs und die Beutebücher der Reichshauptkasse findet sich hier nur eine äußerst fragmentarische Überlieferung, die eine gezielte Aktenvernichtung am Kriegsende oder später vermuten lässt.23 Bestärkt wird dieser Eindruck durch die auffallende Konformität der Personalakten, die nahezu sämtlich nach 1933 keine Vorgänge bzw. Einträge aufweisen.

Die im Rahmen der Tätigkeit der Hauptkommission (GKBZNwP) in Polen gesammelten und erweiterten Bestände, die sich heute im Instytut Pamięci Narodowej (IPN) Warschau und seinen Außenstellen bzw. in den polnischen Staatsarchiven befinden, sind ein bisher durch die Forschung kaum ausgewerteter Quellenkorpus, der nunmehr umfassend erschlossen ist. Dieser konnte hinsichtlich der Finanzverwaltung umfassend ausgewertet werden. Ein Quellenzugriff auf andere Bereiche der Zivilverwaltung musste aus praktischen Gründen auf eine sehr eingegrenzte Auswahl reduziert bleiben. Die sehr ertragreiche Quelle des Diensttagebuches des Generalgouverneurs wurde hingegen ausführlich aufbereitet. Als problematischer zeigte sich die Quellenbasis sowohl für die in der Peripherie gelegenen Verwaltungseinheiten als auch hinsichtlich der Erfahrungsebene der betroffenen Bevölkerung. Hierbei wurde einerseits auf die Korrespondenz mit der Berliner und Krakauer Regierungszentrale zurückgegriffen und anderseits nach Möglichkeit auf Ego-Dokumente als Perspektiverweiterung eingegangen.

Auf Basis der umfangreichen Überlieferung zur Tätigkeit des Berliner Ministeriums als auch der im besetzten Polen agierenden Beamten konnten Rolle und Aufgabengebiet der Reichsfinanzverwaltung detailliert empirisch rekonstruiert werden. Die dichte historische Beschreibung, die die einzelnen Handlungsebenen und Funktionsträger beleuchten und das häufig sehr langwierige Verwaltungshandeln konzentriert darstellt, verlangt dem Leser nicht zuletzt aufgrund des zugegeben teils spröden fachspezifischen Untersuchungsgegenstandes eine gewisse Geduld ab. Die unvermeidlichen Fachtermini der Haushalts- und Steuerpolitik werden nicht umgangen, denn sie machen eines deutlich: eine NS-spezifische Adaption einer funktionalistischen Fachverwaltungssprache zur Umsetzung der ideologischen Leitlinien war nicht nötig.

Die Gliederung der Kapitel erfolgt chronologisch entlang der historischen Ereignisse. Da Polen während des Zweiten Weltkrieges zu den am längsten besetzten und konstant kontrollierten Gebieten zählt, ist eine umfassende Darstellung der Besatzungsphasen zwingend. Die Geschichte der Ausplünderung beginnt mit der Besetzung und Teilung Polens. In der ersten Phase der Besatzung bis ins Jahr 1940 (Kapitel 1) wurden die Grundlagen der späteren Besatzungsrealität verhandelt und die Grundsatzentscheidungen für nahezu jegliche Entwicklung der kommenden Jahre getroffen. Dies trifft im Besonderen auch auf die Positionierung der Reichsfinanzverwaltung in der Haushalts-, Steuer-, Währungs-, Devisen- und Zollpolitik zu.

Denn, und das ist als Charakteristikum der deutschen Besatzungspolitik in Polen herauszustellen, das Kriegsziel in diesem Beutezug im Osten war nicht eine lediglich temporäre Militärbesatzung, sondern die Gewinnung von Lebensraum. In keinem anderen während des Zweiten Weltkrieges vom Deutschen Reich besetzten Gebiet wurden die Vorstellungen einer Ausdehnung des deutschen Siedlungs- und Hegemoniegebietes, einer Unterjochung und völligen Entrechtung der ansässigen Bevölkerung durch Vertreibung, Vermögensumverteilung, Zwangsarbeit, Ressourcenplünderung und Massenmord so konsequent ins Werk gesetzt wie im besetzten und teilannektierten Polen.

Die Frage nach dem Beutewert ist also zentral, da dieser nicht wie bei den im Westen, Norden und Süden Europas besetzten Ländern in einer vorübergehenden Ausbeutung für die deutsche Kriegskasse und späteren ökonomischen Abhängigkeit der Wirtschaftsräume lag, sondern in einem unbegrenzten Zugriff. Das gesamte Land war davon betroffen, mitsamt der Bevölkerung und ungeachtet des Völkerrechts.24 Damit war „die Kriegsbeute“25 anarchisch definiert, was in der völkischen Blut-und-Boden-Ideologie mit Bezügen zu einem mythischen Germanenkult nur folgerichtig war. Die ideologische Abwertung der Kultur und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Länder Mittel- und Osteuropas und die damit einhergehende Vorstellung, quasi leere, also zu besetzende und zu zivilisierende Räume zu erobern26, machte den Raum selbst zum herausragenden Beutewert. Das „Volk ohne Raum“ sollte einen Siedlungskolonisationsraum mit Rohstoffen, Produktionsstandorten, landwirtschaftlicher Ertragsfläche und billigen Arbeitskräften erhalten.27

Vor dem Hintergrund globaler Handelsbeziehungen, die Rohstoffabhängigkeiten in komplexen internationalen Wirtschaftskreisläufen und entsprechend abhängige Währungssysteme mit sich führen, war die Rolle des Reichsfinanzministeriums in der Besatzungspolitik durchaus ambivalent. Die Beamten mussten sich innerhalb einer hoch arbeitsteiligen und spezialisierten Verwaltung ständig in einem Aktionsrahmen bewegen, der einerseits die Ressourcen des Landes anzueignen verlangte, andererseits das Interesse verfolgte, eine funktionierende Exekutive zu gewährleisten. Ebenso sollten die Akteure dem Imperativ des rassistischen Vernichtungskrieges folgen und gleichzeitig den Erfordernissen der Kriegsfinanzierung Rechnung tragen. Die Effektivität und Effizienz, die der deutschen Verwaltung trotz dieser manchmal widersprüchlichen Herausforderungen häufig auch in der Forschung unterstellt wird, gilt es anhand konkreter Ereignisabläufe zu überprüfen. Das zweite Kapitel rekonstruiert deshalb die sich ab 1940 und dann nochmals mit dem Überfall auf die Sowjetunion im Folgejahr dezidiert unterschiedlich entwickelnden Teilungsgebiete und das jeweilige Agieren der Finanzbeamten vor Ort bzw. den machtpolitischen Standort des Ministeriums. Die per Annexion dem Reich zugeschlagenen Territorien im Westen Polens waren einerseits Beutewert und anderseits Basis für den Aufbau der NS-Germanisierungspolitik und entwickelten sich rasch zu einem Subventionsgebiet. Das Generalgouvernement – ab 1941 erweitert um Galizien – wurde daneben immer rücksichtsloser im Interesse der Kriegswirtschaft gleich einem Kolonialgebiet ausgeplündert.

Vorweggenommen sei an dieser Stelle, dass eine abschließende monetäre Bilanz, die in einer reinen Auflistung und Verrechnung von wenig aussagekräftigen Beträgen in Zahlen ausdrücken könnte, wie sehr das Ministerium in die verbrecherische Kriegsführung des NS-Regimes verstrickt gewesen war, nicht Ziel dieser Untersuchung ist. Geschuldet ist dies auch dem Charakter des Geldes, das gerade im Krieg seine Wertbeständigkeit verliert. Aufschlussreicher ist es dagegen, die Schäden und Verluste zu ermitteln und die Beteiligung der Finanzbeamten an den Verbrechen aufzuzeigen, da sich darin zudem ein für die Analyse notwendiger Perspektivenwechsel findet, der in den letzten beiden Kapiteln (3 und 4) dargestellt wird.



1 Der Überfall auf Polen

1.1 Der Angriff

In unmittelbarer Nähe des Hauptzollamtes Kreuzburg in Oberschlesien eröffnete das motorisierte Infanterieregiment der Waffen-SS unter SS-Obergruppenführer Sepp Dietrich „mit einem gezielten Treffer auf die polnische Grenzbude“ in den frühen Morgenstunden des 1. September 1939 unter den Augen des Befehlsstellenleiters des Zollgrenzschutzes Martini den Angriff auf Polen.28 Einige Stunden später fuhren Martinis Kollegen, Nestler und Wennrich aus dem mährischen Neutitschein, „nach Eröffnung der Feindseligkeiten [. . . ] in das angrenzende polnische Gebiet“.29 Sie stellten fest, dass „die offensichtlich überraschten polnischen Zollbeamten ihre Dienststellen fluchtartig verlassen hatten. [. . . und] die deutschen Truppen in geschlossenen Formationen nach Polen einmarschierten.“30

Die Zöllner, die an diesem Tag entlang der deutsch-polnischen Grenze von der Ostsee bis nach Mähren ihrem regulären Dienst nachgingen, wurden zu den ersten Zeugen des Einmarsches der Wehrmacht in Polen. Begonnen hatte der Feldzug gegen 4:45 Uhr mit der Bombardierung der Stadt Wielun und dem Beschuss des polnischen Militärstützpunktes auf der Westerplatte durch das deutsche Linienschiff SMS Schleswig-Holstein, das im Hafen der Freien Stadt Danzig vor Anker lag. Zur selben Zeit überschritten 54 Divisionen der deutschen Wehrmacht die Grenze zum Nachbarland.31 In Marsch gesetzt worden war auch Hermann Rausch, einer von zwölf Uniformierten, die wenige Stunden später an der verlassenen polnischen Grenzstation Kolibki zwischen den Küstenorten Sobbot und Gdynia nach dem Durchmarsch der ersten Truppenverbände für den Danziger Fotografen Hans Sönnke und ein Team der Wochenschau den Grenzbruch nachstellten.32

Die Einstellung, auf der die Männer in ausgelassener Stimmung einen bereits zerschmetterten polnischen Schlagbaum beiseite stemmen, wurde gleichsam zur Bildikone für den Beginn des Zweiten Weltkrieges und ging ins globale Bildgedächtnis ein. Rausch erinnerte sich Anfang der 1990er Jahre an das Ereignis und identifizierte dabei die drei Männer, die nicht in Wehrmachtsuniformen gekleidet waren als polnische Grenzbeamte, „die beherzt bei der Beseitigung ihrer eigenen Amtsgrundlage mit Hand anlegten!“33 Um Grenzbeamte handelte es sich zweifellos, doch waren die beiden scheinbar schwarz Uniformierten am rechten Bildrand Angehörige der Danziger Landespolizei. Der leicht abseitsstehende Mann am linken Ende des Schlagbaums war ein Zöllner der Reichsfinanzverwaltung, der vermutlich in der wenige hundert Meter entfernten Grenzwache Steinfließ eingesetzt war.34


[image: ]
Abbildung 1 – Polnische Grenzstation auf der Straße Zoppot-Gdingen am 1.9.1939. Für die NS-Propaganda nachgestellte Szene der Beseitigung des Schlagbaums durch Wehrmachtssoldaten und Grenzbeamte

Zeugen der deutschen Aggression gegenüber Polen waren „die Männer der vordersten Linie“, wie ihr Dienstherr, Staatssekretär Fritz Reinhardt, sie nannte35, bereits in der Nacht zuvor geworden. Neben dem inszenierten Überfall auf den Radiosender Gleiwitz hatten auch auf die deutschen Zollämter Hochlinden, Pfalzdorf und Geyersdorf arrangierte Übergriffe stattgefunden.36 Allerdings deutet nichts darauf hin, dass die zuständigen Stellen im Reichsfinanzministerium von den geplanten Aktionen Kenntnis hatten.37 Der Überfall auf den Sender Gleiwitz, kommandiert von SS-Sturmbannführer Alfred Naujocks, diente Hitler letztlich als Vorwand für den geplanten Angriff auf Polen. Der deutsche Einmarsch war der Schlusspunkt einer seit Ende des Jahres 1938 eskalierenden Polenpolitik.

Der Weg in den Krieg

Die Spannungen in den deutsch-polnischen Beziehungen hatten sich nach dem Münchner Abkommen vom Herbst 1938 zusehends verstärkt. Waren die Bündnispartner nach München noch gemeinsam gegen die Tschechoslowakei vorgegangen,38 so trat der polnische Außenminister Józef Beck den Forderungen Hitlers „zur endgültigen Bereinigung“ der deutsch-polnischen Beziehungen entschieden entgegen. Eine Abtretung Danzigs an das Deutsche Reich und die Forderung nach einer exterritorialen Verkehrsverbindung durch den Korridor, der Ostpreußen und Danzig vom Reichsgebiet trennte, kam für die polnische Führung nicht in Frage. Nach dem Einmarsch deutscher Truppen in die Tschechoslowakei im März 1939 entschlossen sich Großbritannien und Frankreich, die nun als gefährdet eingeschätzte Unabhängigkeit Polens durch eine Garantieerklärung zu bestärken. Am 23. März leitete die polnische Regierung eine Teilmobilmachung ein und wies drei Tage später die territorialen Ansprüche Hitlers endgültig zurück. Das Deutsche Reich kündigte daraufhin Ende April den deutsch-polnischen Nichtangriffspakt von 1934 einseitig auf. Hitler hatte aber bereits am 25. März das Militär angewiesen, den „Fall Weiß“ (Angriff auf Polen) vorzubereiten. Der konkrete Invasionsplan lag Mitte Juni vor.39

Der Reichsfinanzminister beauftragte indes Anfang Mai 1939 seine Haushaltsabteilung, ein Resümee zum Stand der Kriegsfinanzierung zu erarbeiten. Die Beamten bemühten sich beim Oberkommando der Wehrmacht (OKW), dem Reichsführer SS (RFSS), dem Reichsministerium des Innern (RMdI) sowie den anderen Ministerien und beim Reichsbankdirektorium um „einen Überblick über Art und Ausmaß der dem Reich in einem Zukunftskrieg erwachsenden Ausgaben und damit eine Unterlage für die zu treffenden Finanzierungsmaßnahmen“. Die umfangreichen Bedarfsprognosen führten zu einem äußert besorgten Entwurf für ein Geheimschreiben Schwerin von Krosigks an die Ressorts.40

Während die außenpolitischen Entscheidungen der Reichsregierung immer deutlicher auf einen Krieg zuliefen, beunruhigte den Finanzminister vor allem, dass die Anmeldungen des Geldbedarfs der Wehrmacht für die ersten drei Mobilmachungsmonate und die aufgestellten Berechnungen der Zivilressorts für die Gesamtausgaben für das erste Kriegsjahr immense Summen erreicht hatten. Gegenüber den Annahmen des Jahres 1937 waren die Kalkulationen des Militärs und der Verwaltung um 20 Milliarden Reichsmark auf 75 Milliarden Reichsmark angestiegen. Damit schöpften die Kriegskosten das kalkulierte Jahresergebnis der nationalen Arbeitsleistung aus. Der Geldbedarf der öffentlichen Hand sowie die Bedürfnisse der Zivilbevölkerung waren dabei nicht einmal einbezogen. Was in den Augen des Ministers „bei Ausbruch eines Krieges ein[en] unhaltbare[n] Zustand ergeben“ würde. Denn weder Steuererhöhungen noch Anleihen reichten aus, um diese Entwicklung aufzufangen. Allein eine weitere Verschuldung „in größtem Ausmaß“ konnte die veranschlagten Ausgaben decken. Die Empfehlung des Ministers an die Ressorts wie das Militär konnte folglich bei dieser beschränkten Finanzkraft nur in der dringlichen Forderung nach einer Ausgabensenkung liegen.41 Da das Reichsfinanzministerium für die Aufstellung des Wehrmachtshaushaltes allerdings seit 1933 seiner Haushaltskompetenz im Wesentlichen beraubt war und lediglich mit den Gesamtforderungen der Wehrmacht konfrontiert wurde42, hatte Schwerin von Krosigk weder Einblick in die Verwendung der Mittel für die einzelnen Kriegszwecke noch über die persönlichen oder sachlichen Ausgaben.43 Staatssekretär Reinhardt sah die Lage dagegen weniger drastisch und konnte den Minister überzeugen, das Schreiben zurückzuhalten.44 Reinhardt ging im Kriegsfall von Kosten in Höhe von 55 Milliarden Reichsmark aus. Einer Summe also, die politisch besser zu kommunizieren war.45

Bereits ein Jahr zuvor hatte Schwerin von Krosigk seine Bedenken hinsichtlich der enormen Rüstungskosten Hitler in einer Denkschrift mitgeteilt, nachdem er nicht mehr beim Diktator vorsprechen durfte. Dem Finanzminister stand diese privilegierte Form der Kommunikation nicht mehr zu. Er fürchtete, wie Reichsbankchef Schacht, eine Inflation, da eine „Geldschöpfung ohne entsprechende Produktionssteigerung Selbstbetrug“ sei, wie er Hitler warnte.46 Die 1937/38 erreichte Vollproduktion und damit das Ende der Produktionsausweitung, die Schuld des Reiches, die allein bei den Mefo-Wechseln47 zur „geräuschlosen Rüstungsfinanzierung“ zwölf Milliarden Reichsmark erreicht hatte, und das zu niedrige Steueraufkommen hatten beim Finanzminister die Sorge um die zukünftige Finanzierbarkeit des Reichshaushalts wachsen lassen. Das Aufkommen an Reichssteuern war zwischen 1932 und 1938 zwar von 6,5 auf 17,7 Milliarden Reichsmark gestiegen48, allerdings waren die Rüstungsausgaben im selben Zeitraum von 750 Millionen auf 14 Milliarden Reichsmark angewachsen und die Reichsschuld hatte sich von 12,5 auf 35,8 Milliarden Reichsmark bis zum Sommer 1938 verdreifacht, Tendenz steigend.

Mit der „Rückgewinnung Österreichs“, die nur begrenzt zu einer Entlastung des Haushaltes durch die einmalige Einbringung der österreichischen Devisenbestände beigetragen hatte, dem Ausbau der Befestigungsanlagen an der Westgrenze und der andauernden Beschleunigung der Aufrüstung waren die Ausgaben im Jahr 1938 abermals außerordentlich gestiegen.49 Schwerin von Krosigk musste Hitler folglich berichten, dass die Kassenbestände des Reiches durch die Wehrmachtsausgaben (August 1938: 900 Millionen; September 1938: 1,2 Milliarden), trotz der Erhöhung der Körperschaftssteuer und der Übertragung von Gemeindesteuereinnahmen auf das Reich, bereits im Spätsommer 1938 vollkommen aufgezehrt worden waren.50

Eine Lösung sah der Reichsfinanzminister allein im Abfangen des Kaufkraftüberschusses und der weiteren Verschuldung, denn für ihn war die „Aufnahme von Schulden [. . . ] zu allen Zeiten und [. . . ] auch jetzt für große, einmalige nationale Aufgaben notwendig“. Dabei hatte er allerdings weniger die Ausweitung der Rüstungsausgaben im Sinn als vielmehr eine Steigerung der Bedarfsgüterproduktion und die Ausgabe langfristiger Wertpapiere.51 Von Hitler forderte Schwerin von Krosigk eine Politik des Abwartens, denn „jeder Krieg der Zukunft [müsste] nicht nur mit militärischen Mitteln gefochten werden [. . . ], sondern als Wirtschaftskrieg größten Formats geführt werden“.52 Der Appell, noch fünf Jahre mit dem Krieg zu warten, verhallte. Goebbels notierte in seinem Tagebuch abfällig: „Papierkorb.“53

Das Reichsfinanzministerium hatte so gut wie keinen Einfluss mehr auf den Umfang der Rüstungsfinanzierung, die Verschuldung des Reiches und die Wehrmachtskosten, auch nicht auf den Geldmengenumlauf. Nach der Entlassung Schachts und der Reichsbankspitze waren im Juni 1939 die Statuten der Reichsbank dahingehend geändert worden, dass einer Aufstockung der Geldmenge keine Grenze mehr gesetzt war. Hitler konnte praktisch das Geldmengenangebot beliebig bestimmen. Damit war der Weg zu einem unbegrenzten Militärhaushalt offen.54

Im geheimen Finanzplan des Reiches waren demnach für das Jahr 1939 für die Wehrmacht 20,86 Milliarden Reichsmark vorgesehen und in den ersten acht Monaten des Jahres stieg die schwebende Schuld des Reiches um 80 Prozent und der Währungsumlauf hatte sich im Vergleich zu beiden Vorjahren verdoppelt.55 Die Rolle des Reichsfinanzministeriums, dabei die entsprechenden Finanzmarktmittel zu finden bzw. zu entwickeln, ist jedoch nicht zu unterschätzen. Mit dem Gesetz zum „Neuen Finanzplan“ vom 20. März 193956 waren neben der Einführung einer Mehreinkommensteuer mit der Ausgabe von Steuergutscheinen die Mittel gefunden, „de[n] außergewöhnliche[n] Finanzbedarf des Reichs [. . . ] soweit er das Steueraufkommen der Gegenwart übersteigt ab Mai 1939 grundsätzlich“ zu decken, wie Reinhardt befriedigt feststellte.57 Das Reich stand allerdings mit seiner Rüstungspolitik und nach der Invasion in die Tschechoslowakei, die noch nicht zum Kriegsausbruch geführt hatte, aber nur bedingt Mittel in die Kriegskasse gespült hatte,58 im Sommer 1939 an den Grenzen seiner finanziellen Leistungsfähigkeit. Ein schnellstmögliches Vorgehen gegen Polen, das Hitler für unumgänglich hielt, rechtfertigte der Diktator nun wiederholt mit Verweis auf wirtschaftliche Zwänge: „Wir haben nichts zu verlieren, wohl zu gewinnen. Unsere wirtschaftliche Lage ist infolge unserer Einschränkungen so, dass wir nur noch wenige Jahre durchhalten.“59

Die Stimmung in der Öffentlichkeit war seit der Kündigung des Nicht-Angriffs-Paktes durch einen monatelangen Propagandafeldzug gegen Polen aufgeheizt worden. Im August gipfelte die anti-polnische Kampagne schließlich in Meldungen über Gewalttätigkeiten gegen die deutsche Minderheit, die eine endgültige „Klärung der Polenfrage“ als unumgänglich erscheinen lassen sollte.60 Gegenüber der Generalität forderte Hitler nun offen die „Zerschlagung“ und „Vernichtung Polens“.61 Um diese territorialen Neuordnungsvorstellungen im Osten verwirklichen zu können und um Polen weiter zu isolieren, strebte die Außenpolitik Hitlerdeutschlands auf einen Pakt mit der Sowjetunion hin.


Die letzten Tage vor dem Angriff

Der Hitler-Stalin-Pakt samt einem geheimen Zusatzprotokolls zur Abgrenzung der Interessensphären im mittleren und östlichen Europa und damit einer Aufteilung Polens wurde am 23. August 1939 von den Außenministern Ribbentrop und Molotow in Form des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes unterzeichnet. Hitler legte daraufhin den Angriff auf Polen für den Morgen des 26. August fest.62 Schwerin von Krosigk verbrachte diese Augusttage auf einer Dienstreise in Italien bei Benito Mussolini. Von dort sandte er Ribbentrop unverzüglich seinen „herzlichen und aufrichtigen Glückwunsch zu dem großen Erfolg, der mit dem russischen Pakt erreicht“ war.63 Schwerin von Krosigk begrüßte die Entwicklung ausdrücklich. Daher war auch für ihn „eine Lösung der polnischen Frage unerlässlich“.64

Obgleich ein Eingreifen Großbritanniens und Frankreichs zu befürchten war, scheint der Finanzminister seine Einstellung zu einem Krieg gegen Polen nach dem erzielten Verhandlungserfolg in Moskau geändert oder zumindest dem politischen Mainstream angepasst zu haben. Wenige Tage zuvor hatte er Ribbentrop jedenfalls noch vor einem Krieg gewarnt, der unter den bestehenden Umständen und den Nachwirkungen des Weltkrieges eher zu einem „Raum ohne Volk“ führen könne. Zudem stand für ihn fest, dass das Deutsche Reich „wirtschaftlich noch in keiner Weise für einen längeren Krieg kriegsbereit“ war.65

Hitlers Befehl erwartend, stand die Wehrmacht ab dem 25. August in ihren Bereitstellungsräumen entlang der polnischen Grenze. Den Angriffsbefehl nahm Hitler jedoch nach den Meldungen, dass Italien nicht kriegsbereit sei, der englische Beistand für Polen aber vertraglich fixiert worden war, kurzfristig zurück.66 Im Reichsfinanzministerium bereitete man sich auf die zu erwartenden steigenden Ausgaben vor. Staatssekretär Reinhardt ersuchte bei Hitler erfolgreich um die Genehmigung, den Höchstbetrag des Reichswechselkontingents bei der Deutschen Reichsbank von drei auf zehn Milliarden Reichsmark zu erhöhen und den Kreditbeschaffungsrahmen für das Reichsfinanzministerium zusätzlich ebenfalls um sieben Milliarden auf 41 Milliarden Reichsmark anzuheben.67 Hitler genehmigte die Maßnahmen umgehend per Erlass.68 Um den Betriebsmittelbedarf der Reichsressorts im Mobilmachungsfall zu sichern, kürzte Reinhardt außerdem mit „Rücksicht auf die Anspannung der Finanz- und Kassenlage [. . . ] die für Sachausgaben für den Monat September 1939 zugewiesenen Betriebsmittel [aller Zivilressorts] um die Hälfte.“69 Seinen Minister informierte er über die Maßnahmen zur „Betriebsmittelfinanzierung im Spannungsfall“ und die getroffenen „Finanzierungsmaßnahmen seit der Anordnung des X-Falls“ ausführlich am 29. August.70

Anträge der Zivilressorts, „die im Zusammenhange mit der Durchführung von besonderen jetzt notwendig werdenden Maßnahmen benötigt“ wurden, stellte der Leiter der Haushaltsabteilung I, Ministerialdirigent von Manteuffel, nurmehr „in der unerlässlich notwendigen Höhe bereit“.71 Alle Ausgaben wurden vorschussweise im Abschnitt „Durchführung besonderer Maßnahmen“ gebucht. Die endgültige Verrechnung vertagte man auf später.72 Um die Finanzierung der Familienunterstützung für Wehrmachtsangehörige abzusichern, teilte Ministerialdirektor Otto Maaß den Oberfinanzpräsidenten mit, dass zur Vorfinanzierung der Unterstützungsleistung Kassenmittel beim Reichsfinanzministerium angefordert werden konnten.73 Das Ministerium war bereit, die Finanzierung des Krieges über eine weitere Verschuldung des Reiches abzusichern. Wie kostspielig das militärische Unternehmen gegen Polen werden würde, oder wie es konkret gegenfinanziert werden sollte, dazu finden sich in den überlieferten Akten weder ausgearbeitete Pläne noch Denkschriften.

Das Zögern Hitlers in den letzten Augusttagen, den „Fall Weiß“ auszulösen, war spätestens mit dem für Polen unannehmbaren 16-Punkte Ultimatum zum 31. August hinfällig.74 Am selben Tag berief Hitler den Ministerrat für die Reichsverteidigung ein.75 Dieser sollte als ständiger Ausschuss des Reichsverteidigungsrates76 unter Vorsitz des Beauftragten für den Vierjahresplan, Hermann Göring, als zentrale Stelle die einheitliche Leitung von Verwaltung und Wirtschaft im Kriegsfall durch ein vereinfachtes Verordnungs- und Gesetzgebungsverfahren gewährleisten. Der Reichsfinanzminister gehörte dem Gremium nie offiziell an, obgleich er ab der zweiten Sitzung als Gast an den wenigen Zusammenkünften teilnahm.77 Auch wenn es den Eindruck erweckt, war der Ministerrat kein „Kriegskabinett“ unter Führung Görings, denn die Rechtsetzung wurde zu keinem Zeitpunkt Hitlers Kontrolle entzogen. Deutlich machen dies auch die gescheiterten Bemühungen des Reichsfinanzministers, zur Finanzierung des Krieges umgehend Kriegssteuern zu erheben. Gemeinsam mit dem Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft (GBW), Walther Funk, hatte Schwerin von Krosigk einen Verordnungsentwurf über Kriegssteuern in den Rat eingebracht. Der Entwurf war nach schwierigen Verhandlungen durch den Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung (GBV) Frick, den GBW und den Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Keitel, ratifiziert, dann jedoch auf die plötzliche und strikte Weisung Hitlers umgehend fallengelassen worden.78 Schwerin von Krosigk konnte erneut nicht bei Hitler vorsprechen.

Zu Kriegsbeginn wurde somit auf Steuererhöhungen und auf die Einführung neuer Steuern verzichtet. Allerdings wurden mit der Kriegswirtschaftsverordnung, die durch den GBW in den Ministerrat für Reichsverteidigung eingebracht und die am 4. September erlassen wurde, ein Kriegszuschlag von 50 Prozent auf die Einkommens- und Lohnsteuer bei Einkommen über 2.400 Reichsmark erhoben sowie Kriegszuschläge auf Bier, Tabak, Sekt und Branntwein eingeführt. Auch mussten Länder und Kommunen Kriegsbeiträge an das Reich abführen.79 Dies war aus Sicht des Reichsfinanzministerium allerdings bei Weitem nicht genug. Der Minister und sein Staatssekretär wollten einen möglichst hohen Anteil der Ausgaben durch Steuereinnahmen decken.80

Eine Beschleunigung oder Rationalisierung der Rechtsetzung wurde durch den Rat kaum erreicht. Zwar erließ man in den ersten Wochen des Polenfeldzugs etwa 20 teilweise bereits vorbereitete Verordnungen, die Tatsache aber, dass Ressorts wie das Finanzministerium, das Auswärtige Amt oder das Propagandaministerium nicht formell vertreten waren und für die Kriegsfinanzierung notwendige Verordnungen ohne Begründung auch gegen die Position des Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft (GBW), des Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung (GBV) und der Wehrmacht durch Hitler verworfen wurden, zeigt den begrenzten Machteinfluss des Gremiums und verweist generell auf die Stellung der Zivilressorts zu Beginn des Krieges.81

Auch wenn die Schilderung Reinhardts bei den Nürnberger Prozessen, dass er und der Reichsfinanzminister völlig überrascht und unvorbereitet vom Kriegsausbruch durch die Zeitung erfahren haben wollen, eine haltlose Lüge war,82 so lässt sich doch sagen: Das Reichsfinanzministerium wurde tatsächlich nur in einem geringen Maße in die Vorbereitung auf den Krieg einbezogen. Erstaunlich ist aber, dass sich das Ministerium offenbar nicht einmal bemühte über einen think tank Denkschriften und Verordnungsentwürfe bereitzuhalten, oder den Kontakt zu den Entscheidungsgremien zu pflegen. Die Vorbereitungen der zivilen Reichsressorts für den Fall militärischer Auseinandersetzungen und die Einstellung der inneren Verwaltung auf die moderne Kriegsführung waren im Sommer 1939 allerdings generell unzureichend. Denn über traditionelle Mobilmachungspläne und Verteidigungsmaßnahmen gingen diese nicht hinaus. Dem vorbereiteten und hochgerüsteten Militär stand keine schlagkräftige und kriegsbereite Verwaltung zur Seite.83

Das Regime plante nach der Ausschaltung der polnischen Streitkräfte, den polnischen Staat zu zerschlagen und damit die Grundlage für ein vom Deutschen Reich dominiertes Mittel- und Osteuropa zu legen – zunächst mit Stalins Sowjetunion als Partner. Konkrete Besatzungspläne, die über die unmittelbare Eroberung des Gebietes hinauswiesen, existierten jedoch lediglich hinsichtlich der weiträumigen Annexion und Germanisierung der westpolnischen Landesteile.84 Was mit dem restlichen eroberten Polen geschehen sollte, musste „fast vom Nullpunkt aus improvisiert werden.“.85 Auch die Frage nach der Finanzierung dieser Vorhaben war nicht geklärt, ebenso die finanzpolitischen Vorstellungen und das wirtschaftliche (Selbst)Verständnis der Regimespitze. Bezeichnend ist, dass Hitler in seiner „Erklärung der Reichsregierung“ vor dem Reichstag in der Krolloper wenige Stunden nach dem Beginn der militärischen Operationen gegen Polen verkündete, dass für die Rüstung des Deutschen Reiches über 90 Milliarden Reichsmark verausgabt worden seien.

Der in Begleitung seines Staatssekretärs ebenfalls anwesende Finanzminister war über diese Aussage einigermaßen verblüfft. Zwar hatte das Regime immense Summen in die Aufrüstung der Wehrmacht gesteckt, doch überstiegen diese finanziellen Anstrengungen nach Einschätzung Schwerin von Krosigks selbst bei Einbeziehung personeller Kosten nicht die Höhe ebenso beachtlicher 50 Milliarden Reichsmark.86 Doch nicht Austerität oder langfristige finanzwirtschaftliche Kalkulationen bestimmten die politischen Zielsetzungen und ideologischen Leitlinien der Regimespitze, sondern vielmehr eine auf Expansion und Hegemonie ausgerichtete Politik. Die „Neuordnung Europas“ sollte dabei nicht durch finanzpolitisches Geschick oder wirtschaftliche Kooperation erreicht werden, sondern durch Krieg, Raub, Vertreibung und letztlich Massenmord. In den größenwahnsinnigen Vorstellungen Hitlers und seiner ideologischen Sachwalter standen kurzfristige Ausbeutung und Plünderung widerspruchslos neben einer kostspieligen Kriegsführung samt vermeintlich nachhaltiger Lebensraumutopie. In seinen Erinnerungen schilderte Schwerin von Krosigk Hitler als in finanzpolitischen Belangen ebenso unerfahren wie desinteressiert. Sowohl Hitler als auch Göring und Goebbels gingen in Geldangelegenheiten vom „Kinderglauben an die Wunderquelle“ aus. Reichsbankchef Schacht hatte das Sprudeln dieser Quelle zugesagt, damit war das Problem gelöst. Mit zunehmender innerstaatlicher Machtausweitung und -festigung verfügte Hitler letztlich auch ohne Schacht über diesen Hort.87 Hitlers persönliche Einstellung zum Steuerstaat war zudem die eines Kleinbürgers, der sich durch das Finanzamt (München-Ost) um den Ertrag seiner Arbeit gebracht sah. Weshalb der zum prominenten Großverdiener aufgestiegene Parteiführer alsbaldig seine generelle Steuerbefreiung durchsetzte.88
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Abbildung 2 – Hitler neben seinem Stellvertreter Heß, dahinter rechts Reichsfinanzminister Schwerin von Krosigk am 1.9.1939 in der Krolloper zu Berlin

Der Reichsfinanzminister stand aber trotz seiner Kritik und der Befürchtungen um die wirtschaftlichen Folgen eines zu früh begonnenen Krieges keineswegs außerhalb der NS-Ideologie. Er entzog sich der Teilhabe an der politischen Ausrichtung und Umsetzung dieser Weltanschauung nicht durch einen möglichen Rücktritt, sondern führte die Reichsfinanzverwaltung auch nach dem Überfall auf Polen weiter und damit in den Krieg.



1.2 Deutsche Ostraumentwürfe

Die imperialen Träume in Deutschland hatten vor 1939 bereits eine Tradition, auf die die Besatzung Polens aufbauen konnte. Bereits im Ersten Weltkrieg gab es ein Besatzungsregime und noch davor formulierte die preußische Polenpolitik Begehrlichkeiten und Ansprüche, die Hitler nun abrief. Das betraf auch die wirtschaftliche Ausbeutung des Nachbarlands. Die nationalsozialistische Ideologie des Lebensraums bezog sich auf Raumbilder und Raumentwürfe, die lange zuvor bereits gereift waren.

„Der Osten“ als geografischer wie kultureller, aber auch wirtschaftlicher Bezugsraum in den mental maps der Deutschen als Traumland, Mythenlandschaft oder Feind- und Grenzland, apokalyptische Wildnis, leere Weite und verdreckte Ödnis prägte die Besatzer zweifellos.89 Hitlers Vorstellung „des Ostens“ lag weniger in einem imperial konzipierten Kolonialgebiet als ausschließlich auf dem Gewinn eines Gebietes, das die Grundfläche des Deutschen Reiches als Siedlungs- und Wirtschaftsraum erweitern sollte. Diese Perspektive setzte dezidiert nicht an die Zwischenkriegszeit an, sondern an den deutschen Siedlungskolonialismus des Mittelalters. „Der Osten“ war dafür als Beute zu erobern.90 Mit dem Zweiten Weltkrieg begann „der wahre Triumphzug des Konzepts ‚Raum‘ [. . . ] mit dem Ineinanderfließen der ideologischen Denkmodelle Krieg, Raum, Rasse und Osten“91 mit aller Radikalität mit dem Einmarsch in Polen. Doch auf welches Polenbild bezog sich diese Sicht auf „den Osten“?

Ein polnischer Staat hatte nach den Teilungen des 18. Jahrhunderts für über ein Jahrhundert nicht mehr existiert. Die Teilungsmächte Russland, Österreich-Ungarn und Preußen und in dessen Nachfolge das Deutsche Reich hatten in ihren Teilungsgebieten eine sehr unterschiedliche Wirtschafts-, Sozial- und Bevölkerungspolitik betrieben,92 so dass sich die Gebiete des ehemaligen polnischen Königreiches äußerst unterschiedlich entwickelten. Während die Regierungen in Wien und Moskau keine Politik der Russifizierung bzw. Austrifizierung betrieben, verfolgte Preußen eine Germanisierungs- und Kampfpolitik gegenüber den Polen93 Die Verhinderung einer polnischen Staatlichkeit galt seit Bismarck als Angelpunkt der preußischen Polenpolitik.94 Dabei verstand die Reichsregierung die Germanisierung als staatliche Aufgabe, die auch mit Mitteln wie Ausweisung und Deportation umgesetzt wurde.95 Neben einer rigiden Sprachen- und Kulturpolitik versuchte das Deutsche Reich über die Königliche Ansiedlungsgesellschaft ab 1886, durch das Aufkaufen von Grundbesitz die Besitzverhältnisse in den Ostprovinzen zu Gunsten der Deutschen zu verschieben. Als diese Form der „Germanisierung des Bodens“ scheiterte96, erweiterte man im März 1908 das Enteignungsrecht, das fortan auch die Enteignung im „Sinne des Ideals der nationalen Homogenität“ ermöglichte.97 Anwendung fand das Gesetz jedoch nur in wenigen Fällen. Die Abwanderungsbewegung der deutschen Bevölkerung nach Westen und nach Übersee konnte so allerdings nicht gestoppt werden.98 Die Tätigkeit der Ansiedlungskommission verschlang bis 1913 eine Milliarde Reichsmark99 und erwies sich wie auch andere Repressionsmaßnahmen nicht als Erfolg.

Im Ersten Weltkrieg zielte die deutsche Politik im Osten auf die Schaffung eines unter deutscher Hegemonie stehenden Osteuropas. Die Region sollte politisch wie wirtschaftlich vom Deutschen Reich abhängig sein. „Pufferstaaten“ zwischen dem Deutschen Reich, Russland und Österreich-Ungarn waren geplant.100 Während des Krieges kontrollierte das Deutsche Reich zum einen das Gebiet Ober Ost101 und das Generalgouvernement Warschau.102 Die Besatzungspolitik in den beiden Gebieten unterschied sich erheblich. In Warschau betrieb Hans von Beseler als Generalgouverneur103, der direkt Kaiser Wilhelm II unterstand, eine gemäßigte Politik. Diese zielte nach der Proklamation des Königreichs Polen am 5. November 1916 auf eine Kooperation der polnischen Bevölkerung gegen Russland. Eine Besatzungspolitik, die auf eine Germanisierung des Gebietes und eine Diskriminierung der polnischen Mehrheitsbevölkerung abzielte, wurde nicht verfolgt.104 Zwar wurde auch demontiert und requiriert, so dass sich die Versorgung und damit die Lebensbedingungen der polnischen Bevölkerung verschlechterten, doch stand die Gewinnung von Arbeitskräften für die Landwirtschaft im Vordergrund. Bereits vor dem Krieg waren auf den ostpreußischen Gütern eine erhebliche Zahl von polnischen Saisonarbeitern aus Kongresspolen beschäftigt gewesen. Einem Großteil war die Rückkehr nach Kriegsausbruch verweigert worden. Nun verstärkten die deutschen Behörden in Warschau den Druck, indem sie die Arbeitslosigkeit im Land forcierten, um die Menschen für den Arbeitseinsatz im Reich zu gewinnen. Bis zu 240.000 polnische Arbeiter wurden so nach Deutschland „vermittelt“.105 Die Verwaltung unter von Beseler verfolgte Ordnungsvorstellungen, die weniger auf eine Kolonisierung im Sinne der maritimen Kolonialreiche als vielmehr auf die imperiale Absicht hinauslief, Polen in den eigenen Herrschaftsverbund einzugliedern.106

Die im Gebiet Ober Ost unter den Befehlshabern Paul von Hindenburg und Erich Ludendorff betriebene Besatzungspolitik zielte hingegen auf eine sukzessive Einführung deutscher Ordnungs- und Verwaltungsregularien. Ab Herbst 1916 rückte aufgrund des Kriegsverlaufes die rücksichtslose Ausbeutung des wirtschaftlichen Potenzials ins Zentrum der Planungen.107 Diese Planungen umfassten neben der Kontrolle über Handel, Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft und die Finanzverwaltung die Forderungen nach weiträumigen Enteignungen und umfangreichen Umsiedlungen.108 Die Politik im Bereich Ober Ost unter Ludendorff trug deutliche Zeichen einer kolonialen Unterjochung und perspektivischen Germanisierung des Gebietes.

Das Kriegsende und die umfangreichen Gebietsabtretungen ließen die Vorstellungen eines unter deutscher Hegemonie stehenden Osteuropas in sich zusammenfallen. Der Nährboden für deutsche Revisionsansprüche auf Kosten der polnischen Staatlichkeit war jedoch gelegt. Der erste Außenminister der Weimarer Republik Ulrich Graf Brockdorff-Rantzau, der Polens Existenz als unerträglich und unvereinbar mit den Lebensinteressen des Deutschen Reichs ablehnte, verstieg sich zu der Aussage, dass Polen durch die eigene Schwäche und durch Russland, mit deutscher Hilfe, verschwinden werde.109 Gänzlich unbegründet waren Brockdorff-Rantzaus Hoffnungen nicht. Die Situation in Ostmitteleuropa am Ende des Ersten Weltkrieges war geprägt von Chaos, Gewalt und Unübersichtlichkeit. Das Gebiet und in dessen Herzen Polen war von zahlreichen Konflikten gezeichnet. Jochen Böhler bezeichnet diese Situation zutreffend als „Europas wilden Osten“.110

Die Unklarheit über Grenzverläufe und die Begehrlichkeiten auf den verschiedenen Seiten führten wie im Fall des (zwar unerklärten) polnischsowjetischen Krieges zu einer militärischen Auseinandersetzung, die den jungen Staat fast vernichtet hätte.111 Die Berliner Regierungs- und Verwaltungsspitze begrüßte die militärischen Entwicklungen zugunsten der Roten Armee.112 Die sowjetischen Truppen standen bereits an der Weichsel, als die hastig zusammengewürfelte Armee General Piłsudskis im sogenannten Wunder an der Weichsel die Angreifer zurückschlagen und in der Folge ein polnisches Staatsgebiet ausgedehnt über die östlichen Grenzen des ehemaligen Kongresspolens schaffen konnte.113 Dies hieß jedoch keineswegs, dass die Auseinandersetzungen in den östlichen Teilen der Zweiten Polnischen Republik sofort beigelegt waren. Es sollte noch Jahre dauern bis auch dort ein funktionierender Sicherheits- und Verwaltungsapparat errichtet werden konnte. Der Kampf an der Ostgrenze Polens umfasste auch Auseinandersetzungen mit den litauischen und den ukrainischen Nachbarn.114 Zugleich kam es zu Konflikten bezüglich des Grenzverlaufes im Norden und Westen, den ehemaligen preußischen Gebieten, und im Süden zur neugeschaffenen Tschechoslowakei.115 Die Frage des Minderheitenschutzes, die Auseinandersetzungen um die ehemaligen deutschen Gebietsteile im südlichen Ostpreußen und in dem mehrheitlich von Polen bewohnten Industrierevier in Ostoberschlesien waren immer wieder Ausgangspunkt für Konflikte.116 Die Situation am Vorabend der Aufstände in Oberschlesien erlebte der spätere Reichsfinanzminister Lutz Graf Schwerin von Krosigk während seiner kurzen Zeit als Assessor im oberschlesischen Zabrze/Hindeburg zu Beginn des Jahres 1919. Jedoch verließ er den von ihm als trostlos empfundenen Ort vor Ausbruch der Aufstände.117

Die Außenpolitik der Weimarer Republik ließ die polnische Regierung fürchten, dass als Folge des Vertrages von Rapallo zwischen der Sowjetunion und dem Deutschen Reich Polen aufgerieben werden könnte. In der Tat gab es in der Reichswehr unter General Hans von Seeckt Hoffnungen auf eine gemeinsame militärische Aktion, die die deutschen Grenzen von 1914 wiederherstellen würde. Dazu kam es nicht. Doch die außenpolitische Zielvorgabe einer Revision der Gebietsabtretungen im Osten blieb auch unter Reichskanzler und Reichsaußenminister Gustav Stresemann aktuell. Die polnischen Hoffnungen, auf den Vertrag von Locarno, der die Garantie der Westgrenze festschrieb, würde ein „Ost-Locarno“ folgen und die Grenze zwischen dem Deutschen Reich und der Polnischen Republik würde keine Grenze „zweiter Klasse“ mehr sein, wurden enttäuscht.118 Vielmehr strebte die Regierung unter Stresemann über einen Zoll- und Wirtschaftskrieg die Schwächung des Nachbarn an.119 Der Wirtschaftskrieg betraf vor allem die landwirtschaftlichen Erzeugnisse der Posener Region sowie die Rohstoffe und Produkte des ostoberschlesischen Industriereviers. Die Absicht, Polen so zu Zugeständnissen in Grenzfragen zu drängen, scheiterte. Die polnische Industrie fand andere Absatzmärkte und konnte so auch Kapital akkumulieren. In der Folge des Staatsstreiches vom Mai 1926 hatte Polen unter der autoritären Führung Piłsudkis international an Ansehen und Gewicht gewonnen und erreichte eine wirtschaftliche Stabilisierung.

Die Hoffnung, der polnische Staat würde nicht zuletzt an seinen wirtschaftlichen Problemen und den allgemeinen Schwierigkeiten des internationalen Kapitalmarktes scheitern, waren jedoch nicht unbegründet gewesen. Die Kriegsverluste aus den Jahren 1914 bis 1920 beliefen sich auf materielle Schäden in Höhe von etwa 30 Prozent des Staatsbesitzes. Das Produktionsniveau betrug ebenfalls nur noch knapp 30 Prozent des Standes von 1913. Die Gesamtschäden wurden auf etwa 73 Milliarden französische Franc geschätzt, von denen etwa zehn Milliarden auf die Industrie entfielen.120 Mit Ausnahme von Belgien hat kein Land größere Verwüstungen im Ersten Weltkrieg erlitten.121 Die Industrie im ehemaligen Kongresspolen war vollkommen kollabiert. Vor allem die Textilindustrie um Łódź und Białystok litt unter den Demontagen und Rohstoffabtransporten durch die deutschen Besatzer. Im Zuge der Kampfhandlungen und weiterer Demontagen waren im Verlaufe des Krieges Kohlengruben und Hüttenwerke aber auch Teile der galizischen Ölindustrie zerstört worden. Insgesamt waren von den Besatzern 4.259 Elektromotoren und Maschinen, 3.844 Werkbänke demontiert, zwei Millionen Rinder, eine Millionen Pferde, über eine Millionen Ziegen und Schafe requiriert, sechs Millionen Hektar Forst zerstört worden. Vor dem Abzug der deutschen und österreichischen Einheiten waren 7.500 Brücken gesprengt, 940 Bahnstationen ganz oder teilweise zerstört, 1,8 Millionen Gebäude zerstört oder beschädigt worden und etwa elf Millionen Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche zerstört worden.122

Die deutsche Wirtschaftspolitik umfasste ebenfalls eine verdeckte Subventionierung der deutschen Bevölkerung, die als Minderheit auf polnischem Gebiet „zurückgeblieben war“. Damit sollte die nach 1918/19 einsetzende Abwanderungsbewegung gestoppt und der Besitzanspruch an ehemals deutschem Eigentum aufrechterhalten werden.123 Während das staatliche Eigentum in den preußischen Ostprovinzen an den polnischen Staat übergegangen war,124 befanden sich ein großer Teil des Privatbesitzes noch in deutscher Hand.125

Die Regelung der Eigentumsverhältnisse vor dem deutsch-polnischen Schiedsgerichtshof und die Frage nach Entschädigungen beschäftigte die Beamten der Berliner Ministerien noch bis zu Beginn der 1930er Jahre.126 Unter ihnen befand sich auch Schwerin von Krosigk, der zunächst als Hilfsarbeiter und später als selbstständiger Referent in der Abteilung zur Durchführung des Versailler Vertrages im RFM für die Entschädigungen des in den abgetretenen Gebieten liquidierten deutschen Eigentums sowie den Währungsumtausch zuständig war.127 Später erinnerte er sich an die Schlangen von Antragsstellern vor seinem Büro im Berliner Ministerium. Die Enteignung, die in „die Heiligkeit des Privateigentums“ eingriff, empfand er als tiefes Unrecht.128

Um die deutsche Minderheit wirtschaftlich zu unterstützen und die Abwanderung zu verhindern, wurden nach 1920 Tarnorganisationen gegründet, die es der deutschen Regierung ermöglichten, Staatsgelder über vermeintlich private Einrichtungen nach Polen zu transferieren.129 Zunächst engagierten sich die „Konkordia Literarische Gesellschaft mbH“ unter Max Winkler und die „Deutsche Stiftung“ unter Erich Krahmer-Möllenberg in diesem Bereich.130 Die Mittel in Höhe mehrerer Millionen Reichsmark wurden vom preußischen Finanzministerium und vom Reichsfinanzministerium zur Verfügung gestellt.131 Nach Stresemanns Denkschrift „betreffend der Gewährung von 30 Millionen Reichsmark für die Gewährung von Krediten an das bodenständige Deutschtum im europäischen Ausland“132 wurde die „Ossa Vermittlungs- und Handelsgesellschaft mbH“ unter der Leitung von Winkler und Krahmer-Mölleberg gegründet. 1928 stellte die Reichsregierung bereits 63,8 Millionen Reichsmark für die Ossa bereit.133

Mit der kulturellen und wirtschaftlichen Förderung der deutschen Minderheit in Polen verband die Reichsregierung das Ziel, den deutschen Anspruch auf Grenzrevision „volkstumspolitisch“ zu untermauern.134 Über die beträchtlichen Summen verfügte das Auswärtige Amt, das die Deutsche Stiftung und die Ossa nutzte, um auf diesem Wege Einfluss auf die deutsche Minderheit nehmen zu können.135 Trotz der schwierigen wirtschaftlichen Gesamtlage des Reiches und angesichts der Diskussionen um die Höhe der Osthilfe136 musste das Auswärtige Amt um diesen „Unteretat“ jenseits des regulären Reichshaushalts nicht bangen. Allein für das ostoberschlesische Industrierevier wurden bis 1933 an die 70 Millionen Reichsmark über die Ossa transferiert.137 Der zuständige Generalreferent und spätere Leiter der Etatabteilung des Finanzministeriums war ab 1925 bis zu seiner Ernennung zum Reichsfinanzminister Schwerin von Krosigk138, der als Vertreter des RFM auch im Hauptkontrollausschusses der Ossa saß.139

Der Regierungsantritt Hitlers brachte zunächst wenig Veränderungen in der deutschen Polenpolitik. Am 7. April 1933 forderte daher der deutschnationale Außenminister Konstantin von Neurath: „Unser Hauptziel bleibt die Revision der Ostgrenze. Nur eine totale Lösung kommt in Frage. Zwischen- und Teillösungen sind abzulehnen [. . . ] Eine Verständigung mit Polen ist weder möglich noch erwünscht. Die Spannung mit Polen muss aufrechterhalten werden [. . . ]“140 Eine überraschende Kehrtwende des Kurses gegenüber Polen begann indes im Sommer und Herbst 1933. Einer Phase der diplomatischen Annäherung folgten Vorverhandlungen für einen Nichtangriffsvertrag. Der polnische Außenminister Józef Beck war seinerseits bemüht, Polen zwischen dem Deutschen Reich und der Sowjetunion durch eine geschickte Ausgleichspolitik zu stabilisieren. Die polnische Regierung konnte ihre geopolitische Zwangslage bereits 1932 mit dem polnisch-sowjetischen Nichtangriffspakt entschärfen. In Berlin ebnete der polnische Botschafter Józef Lipski schließlich den Weg zum Nichtangriffspakt vom 26. Januar 1934.141 Man hatte sich darauf geeinigt, dass die Zeit gekommen sei „durch eine unmittelbare Verständigung von Staat zu Staat eine neue Phase in den politischen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen einzuleiten“.142 Der auf zehn Jahre befriste deutsch-polnische Pakt ließ die Hoffnungen auf eine Grenzrevision auf deutscher Seite schwinden und entkräftete zugleich die Befürchtungen um Hitlers Kriegsabsichten in Polen.

Die Ossa sollte nach Plänen von Rudolf Heß im neuerrichteten Volksdeutschen Rat aufgehen.143 Damit wäre auch die Kontrolle über die Finanzmittel an die Organisation der NSDAP übergegangen. Dies rief im November 1933 den heftigen Protest Schwerin von Krosigks hervor. In einem Brief an Heß lehnte er die Übernahme der ausschließlich aus Reichsmitteln finanzierten Ossa durch eine nichtbehördliche Stelle strikt ab. Eine Zusammenarbeit mit dem Volksdeutschen Rat sicherte er jedoch zu.144

Wie ernsthaft Hitlers Absichten gegenüber Polen waren, ist in der Forschung viel diskutiert worden. Hitler selbst betonte in seiner Rede vor dem Reichstag am 30. Januar 1934 die Notwendigkeit und den Nutzen des Vertrags.145 In Partei- und Regierungsstellen des Dritten Reiches empfand man die offizielle Freundschaft mit Polen nur als „Sprachregelung“ auf Zeit.146 Zunächst folgte in wirtschaftlicher Hinsicht eine Zeit der Annäherung und der Entspannung. Der Zoll- und Wirtschaftskrieg wurde am 7. März 1934 durch die Unterzeichnung eines Zollfriedensprotokolls beendet, an das im Herbst des Folgejahres ein die Wirtschaftsbeziehungen normalisierender Handelsvertrag anschloss. Marschall Piłsudski äußerte sich wenige Wochen nach Abschluss der Verträge mit Nazi-Deutschland trotz der scheinbar gefestigten außenpolitischen Position Polens skeptisch und warnte davor zu glauben, dass die friedliche Lösung ewig Bestand haben würde. Vier Jahre könne die gute Beziehung zwischen Polen und Deutschland wohl halten, für mehr wolle er sich aber nicht verbürgen.147

Von den Soldaten und Beamten, die im Herbst 1939 im Feldzug gegen Polen eingesetzt waren, verfügte aufgrund des Alters nur eine Minderheit über persönliche Erfahrungen aus der deutschen Besatzung während des Ersten Weltkrieges. Lediglich höherrangige Militärs und Ministerialbeamte konnten auf eine solch lange Karriere im Staatsdienst zurückblicken. Die nationalsozialistische Polenpolitik bezog sich auch nicht auf das imperial agierende Kaiserreich und reproduzierte ebenso wenig die Besatzungsrealität in Ober Ost oder dem Generalgouvernement Warschau. Ähnlichkeiten in Verwaltungsaufbau und -gliederung oder in den Begrifflichkeiten (Gouvernement, Gouverneur, Distrikte) sind hingegen durchaus augenfällig.148 Die Generation der deutschen Männer und Frauen, die in den Besatzungsverwaltungen ab 1939 eingesetzt wurden, waren jedoch durch die nationalsozialistische Propaganda einer rassistischen Lebensraumideologie beeinflusst, die bestimmte Raum- und Feindbilder als Ordnungs- und Kommunikationsmodell vorgab.149


1.3 Die Zollsoldaten

Am 25. August 1939 rief der Reichsfinanzminister – den Einmarsch in Polen erwartend – an allen Reichsgrenzen den sogenannten Verstärkten Grenzaufsichtsdienst (VGAD) zusammen. Nach dem Einmarsch in Polen rechneten das Militär und die Berliner Regierung aufgrund der Beistandserklärungen mit einem Eingreifen Frankreichs und Großbritanniens im Westen. Die Grenzbeamten hatte Reinhardt bereits auf der Zollgrenzschutztagung im Juni auf eine bevorstehende Aktion „gegen das militärisch mobilisierte Polen“ eingestimmt, dem „seit Ende März 1939 [. . . ] der Deutsche Zollgrenzschutz in erhöhter Aufmerksamkeit auf seinem Posten an der polnischen Grenze“ entgegenstehe.150

Der VGAD rekrutierte sich aus ehemaligen Soldaten, SA- und SS-Männern, die als Hilfsangestellte (Higa) aus den grenznahen Gebieten die Zollgrenzschutzbeamten kurzfristig als paramilitärische Grenzschutztruppe im Mobilmachungsfall unterstützten sollten.151 Beim Einsatz außerhalb der Reichsgrenzen besetzte der bewaffnete VGAD gemeinsam mit der Grenzwacht, die Teil der Wehrmacht war152, sobald ein militärisches Ziel erreicht war die von der Wehrmacht festgesetzte Sicherungslinie und übernahm dort die Überwachung des Personen- und Warenverkehrs. Wenn die Kampfhandlungen noch nicht beendet waren, war dies die Linie zwischen Operations- und rückwärtigem Heeresgebiet.153

Der Staatssekretär verlangte eine enge Zusammenarbeit an diesem „vordersten Schützengraben“, um die Reichsgrenzen abzusichern und das eroberte Gebiet abzuriegeln und zu besetzen. Von seinen Beamten erwartete er, dass sie „vom Nationalsozialismus durchdrungen [. . . ] einer Berufsauffassung allerhöchsten Grades“ folgen sollten.154 Erfahrungen dieser Art hatten die Beamten bereits „in den grenzbewegten Monaten seit dem Frühjahr 1938“ – wie Reinhardt den Einmarsch deutscher Truppen in Österreich, dem Sudetengebiet, der Tschechoslowakei und ins Memelgebiet euphemistisch umschrieb – gesammelt. Der Oberbefehlshaber des Heeres, Generaloberst von Brauchitsch lobte derweil die „ausgezeichnete Mithilfe“ des Grenzschutzes bei der Besetzung Böhmens und Mährens.155

Ab dem 1. September 1939 agierte der VGAD in Polen unmittelbar hinter der Wehrmacht. Anders als bei den bisherigen Einsätzen fielen nun auch Zollgrenzschützer in direkten Kampfhandlungen oder wurden verwundet.156 Ziel war das Vorrücken bis zur im Hitler-Stalin-Pakt festgelegten Demarkationslinie und an die südlichen Grenzen Polens sowie an die vorgeschobene noch nicht genau festgelegte neue Reichsgrenze.157 Zur Koordination mit der Wehrmacht waren die Regierungsräte Mundt und Nestler als Verbindungsbeamte zu den Stäben der Grenzabschnittskommandos des OKH abgeordnet worden, und im Berliner Ministerium liefen im Referat unter Ministerialrat von Dietz beim Generalinspekteur des Zollgrenzschutzes die Informationen zusammen.158 Der Zollgrenzschutz unterstand im Einsatzgebiet der Wehrmacht. Die logistische und personelle Umsetzung der Grenzsicherung- und -besetzung koordinierte aber das Referat Dietz gemeinsam mit den anderen Referaten der Abteilung II (Zoll) und der Personalverwaltung.159 Da der Zollgrenzschutz (ZGS) besonders im Süden Polens rasch vorrückte – am 6./7. September erreichten die ersten Beamten mit der Wehrmacht Krakau und stießen dann schnell bis nach Krosno, Rzeszów und Sanok vor –, waren die eintreffenden Zöllner oftmals die ersten deutschen Beamten vor Ort. In Rajcza übernahmen die Zollgrenzschützer vor Eintreffen von Sicherheitspolizei und SS die Polizeigewalt und setzten die aus dem örtlichen Gefängnis entlassenen 22 Häftlingeumgehend fest.160 Reinhardt, der militärische Bezüge nicht scheute, verglich die Rolle des Grenzschutzbeamten in Polen mit der des „Soldat[en] an der Front, [der] durch seinen vorbildlichen Einsatz wesentlich dazu beiträgt, die Absichten der Feinde Deutschlands zunichte zu machen“.161

Verhältnis zu Wehrmacht und Gestapo

Zwischen Reichsfinanzverwaltung und Wehrmacht bestand hinsichtlich der Grenzsicherung traditionell ein enges Verhältnis, und zwar bereits vor 1933.162 Denn „die Grenze sollte schon in Spannungszeiten geschützt und in Friedenszeiten die Beobachtungstätigkeit im Zollgrenzdienst verstärkt werden“.163 Zur praktischen Einübung des gemeinsamen Grenzschutzes hatte das Reichswehrministerium 1932 im Taschenbuchformat ein taktisches Planspiel herausgebracht und – im Rückblick verblüffend – hieß es darin: „Achtung Ostmarkenrundfunk! Polnische Truppen haben soeben die deutsche Grenze überschritten.“164

Die Zollstellen sollten die „Reichsverteidigung in Frieden und in Spannungszeiten“ unterstützen, indem sie die Zollverwaltung für militärische Zwecke zur Verfügung stellte165 Daneben hatten die Zollstellen die Grenze zu überwachen und auch grenzpolizeiliche Aufgaben zu erfüllen. Spionage, Sabotage und Nachrichtenschmuggel sollten durch den Grenzaufsichtsdienst verhindert werden. Die Beziehung zwischen dem Grenzaufsichtsdienst, ab 1937 Zollgrenzschutz, und der Grenzpolizei bzw. Gestapo gestaltete sich allerdings nicht gänzlich frei von Spannungen. Das Aufgabenspektrum des Zolls umfasste wirtschaftliche, politische und militärische Aspekte. Neben der Kontrolle von Waren- und Personenverkehr zur Verhinderung von Schmuggel und zur Sicherung der territorialen Integrität nahmen die Zollbeamten mit Passkontrollen, Personenuntersuchungen und auch Festnahmen Aufgaben wahr, die Heydrich und Himmler im Verantwortungsbereich ihres Polizeiapparates sahen. So kam es bereits in den ersten Jahren der Naziherrschaft zu einer Konkurrenz bezüglich der grenzpolizeilichen Zuständigkeit. Schwerin von Krosigk erkannte Ende 1935 die Zuständigkeit der Gestapo für den politischen Grenzschutz an. Die allgemeinen grenzpolizeilichen Aufgaben verblieben aber bei der Reichsfinanzverwaltung (RFV).166

Die Zöllner wurden in den von Staatssekretär Reinhardt errichteten Reichsfinanz- und Reichszollschulen167 in Zusammenarbeit mit Heydrichs Stellvertreter Werner Best geschult.168 Zudem war der unterbesetzte Grenzschutz personell verstärkt worden. Seit 1933 waren 2.000 SS-Leute als Hilfszöllner in den Grenzaufsichtsdienst übernommen worden.169 Das geschah ganz im Sinne von Reinhardt, denn die deutsche Volkswirtschaft bedurfte seiner Auffassung nach „eines wesentlich gründlicheren Zollgrenzschutzes als früher, und das Deutsche Volk eines wesentlich gründlicheren polizeilichen und politischen Zollgrenzschutzes“.170

Die Nähe zur Partei und ihren Gliederungen und im Besonderen zur SS war im Zolldienst durchaus gewünscht, mehr als in der Steuerverwaltung. Reinhardt forderte im Fachblatt „Die Steuerwarte“, dass Beamte der Steuerverwaltung grundsätzlich Mitglieder der SA oder des Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps (NSKK) sein sollten, Beamte der Zollverwaltung hingegen grundsätzlich der SS angehören müssten.171 Mit dem Bezirkszollkommissar Curt Reppich, der während des Berliner Verkehrsbetriebestreiks 1932 erschossen worden war, befand sich auch ein Zöllner unter den „Blutzeugen“ der NSDAP.172 Viele höhere Beamte des Zolls begrüßten zudem den Aufstieg Hitlers in der Hoffnung, die neuen Machthaber würden neben der Verjüngung und Aufstockung des Grenzpersonals auch ein härteres Vorgehen „bei der Abwehr feindlicher Angriffe“ an den Grenzen des Reiches anstreben.173


Der Generalinspekteur des Zollgrenzschutzes

Die Zusammenarbeit mit der Grenzpolizei der Gestapo gestalte sich über die Jahre hinweg erfolgreich und wurde immer enger.174 Allein für das Jahr 1937 verzeichnete der Zoll über 120.000 Festnahmen.175 Mit dem Dritten Gestapo-Gesetz vom Februar 1936176, das die Machtbasis von Himmlers Polizeiapparat zementiert hatte, forderten Heydrich und Best den Übergang des Grenzaufsichtsdienstes in die Abwehrpolizei und damit die Alleinzuständigkeit der Gestpao für grenzpolizeiliche Belange. Göring folgte aber der Position des Reichsfinanzministeriums, dass der Grenzaufsichtsdienst bei der Reichsfinanzverwaltung verbleiben müsse und die bisherige Aufgabenspanne von den Grenzschützern in Zusammenarbeit mit der Gestapo abgedeckt werden konnte. Er bestand lediglich auf der Ausarbeitung von Richtlinien zur Kompetenzabgrenzung und Kooperation.177

Im Reichsfinanzministerium reagierte man auf die Ansprüche der Gestapo, indem man eine neue Dienststelle schuf. Der Grenzaufsichtsdienst wurde unter dem neu geschaffenen Generalinspektor des Zollgrenzschutzes (GIZ), Johannes Hoßfeld, als Zollgrenzschutz direkt dem Staatssekretär unterstellt. Damit wurde die Position des Zollgrenzschutzes innerhalb des Ministeriums gestärkt. Hoßfeld erhielt zwei Referate, eines zur Abstimmung mit der Gestapo (Referat Schuster) und eines für die Zusammenarbeit mit der Wehrmacht (Referat von Dietz). Die Referate der Abteilung II (Zoll) unterstellte Reinhardt dem Generalinspektor des Zollgrenzschutzes (GIZ), soweit sie die Grenze betreffende Angelegenheiten berührten.178 Innerhalb der Reichsfinanzverwaltung entwickelte sich das Amt des GIZ fortan zu einem Karrieresprungbrett für Beamte, die aus dem Dienstbereich Zoll der Oberfinanzpräsidien über das Ministerium aufstiegen.179

Hoßfelds Dienststelle war also eine äußerlich an die Ministeriumsspitze angegliederte Zentralstelle mit klarer Kompetenz in Grenzfragen. Sein Vorgesetzter Reinhardt erließ „das unerlässliche Gebot“, dass Zollgrenzschutz und Gestapo bei den grenzpolizeilich politischen Aufgaben „kameradschaftlich“ vorgehen sollten. Der Zöllner sei im Grenzgebiet Repräsentant des deutschen Volkstums und „Werber für das Deutschland Adolf Hitlers“.180 Vor allem für jüdische Auswanderer hinterließen die Begegnungen mit diesen Repräsentanten Deutschlands einen fürchterlichen Eindruck. Zum Arbeitsfeld des Zollgrenzschutzes zählte nämlich die Überwachung der Devisenausfuhrverbote und -beschränkungen, die sich zu einem zentralen Instrument der Ausplünderung entwickelten. Daneben wurden Flüchtlinge, die das Land ohne Genehmigung verlassen wollten, in der Regel festgenommen.181 An dieser Stelle wird deutlich, wie sich zöllnerisch-wirtschaftliche und grenzpolizeilich-politische Tätigkeit überschnitten.

Die Zusammenarbeit mit der Gestapo wurde im Januar 1938 in einer Vereinbarung zwischen Reichsfinanzministerium und dem Reichsführer SS geregelt. An der grünen Grenze und an den Wassergrenzen und an all den Grenzübergängen, an denen eine Dienststelle der Gestapo nicht vertreten war, führten die Amtsträger der Reichsfinanzverwaltung die grenzpolizeilichen Aufgaben „im Auftrag und in Anordnung des Reichsführers SS und Chefs der Deutschen Polizei“ durch.182 Diese Kooperation ist keineswegs als Unterstellung des Zollgrenzschutzes zu verstehen, vielmehr waren nun die Kompetenzen – auch wenn es weiterhin zu Spannungen bzgl. der Weisungsbefugnis einzelner Beamter kam – klarer abgestimmt und die Zusammenarbeit wurde intensiver. Die Festgenommenen übergab der ZGS an die Gestapo, die wiederum reichte ihre Fahndungslisten an die Zollgrenzschützer weiter. Außerdem wurden dem Zoll 3.000 weitere SS-Männer zur Verstärkung zugewiesen, so dass sich die Anzahl der SS-Angehörigen auf 5.000 Mann bei einem Stammpersonal von 20.000 Zollgrenzschützern im Sommer 1938 erhöhte.183 Bis zum Kriegsausbruch wurde das Stammpersonal bei einer Grenzlänge von 9.880 Kilometern nochmals auf 30.702 Männer erhöht.184

Über die Anzahl der Zöllner, die der SS beitraten, liegen keine Daten vor. Es ist aber davon auszugehen, dass nach den ideologischen Schulungen und gemäß des Wunsches Reinhardts die Beamten – dem Vorbild ihres Dienstherren Hoßfeld folgend – zu Mitgliedern der SS wurden und so auch außerdienstlich Kontakt zu Heydrichs Männern pflegten. Unbestritten ist, dass der Zollgrenzschutz im September 1939 sowohl zur Wehrmacht als auch zur Gestapo ein enges und eingespieltes Dienstverhältnis pflegte, das nach dem Einmarsch im Nachbarland unter brutalen Vorzeichen fortgesetzt wurde.


Grenzsicherung und Terror

Die Aufgabe des Zollgrenzschutzes im Operationsgebiet bestand zunächst in der Abrieglung der südlichen Grenze zur Slowakei und zu Ungarn und nach dem 17. September der Demarkationslinie zum sowjetisch besetzten Teil Polens. Es sollte jeglicher nicht-militärische Personen- und Warenverkehr über die Grenze und die Demarkationslinie verhindert werden. Unerwünschte Personen sollten das besetzte Gebiet nicht betreten, Polen das Gebiet nicht verlassen, der private und kommerzielle Warenverkehr über die Grenze einschließlich des kleinen Grenzverkehrs und über den San war zu unterbinden.185 An der Südgrenze verhinderte der Zollgrenzschutz vor allem die Flucht von polnischen Soldaten, die sich in Frankreich der polnischen Exilarmee anschließen wollten.186 Polen, die die Beamten, beim Versuch die Grenze zu überqueren, aufgegriffen, wurden unverzüglich an die Gestapo überstellt. Einen Großteil dieser „Grenzgänger“ erschoss die Gestapo unmittelbar nach Übergabe. Nach Erinnerung des Befehlsstellenleiters des ZGS in Krosno, Wilhelm Tegtmeier, ermordete die Gestapo nach einer solchen Überstellung 150 Polen in Neu Sandez.187 Weiter hielt Tegtmeier in seinen Aufzeichnungen fest: „Die Gestapo übt[e] im Bezirk Krosno wie in ganz Galizien eine Terrortätigkeit aus, die offensichtlich eine Dezimierung, Diskriminierung und Verkümmerung der Bevölkerung zum Ziel hat z. B. planmäßige Festnahme von Leuten der Intelligenz, Einfangen von Arbeitskräften aus der Bevölkerung [. . . ].“188

Über die gesamte Länge der Demarkationslinie flohen im Herbst 1939 Tausende Juden und Angehörige der polnischen Führungsschicht vor dem Terror der Gestapo und der Einsatzkommandos des Sicherheitsdienstes (SD) gen Osten, oder sie wurden von SS und Polizei regelrecht ins sowjetisch besetzte Gebiet getrieben.189 So hatte die Vertreibung der Juden im Raum Hrubieszów für den in Strzyzów am Bug stationierten Zollgrenzschutz zur Folge, „dass Juden, denen die Flucht gelungen war, beim Zollgrenzschutz um Schutz baten, der ihnen leider nicht gewährt werden konnte, und dass der Zollgrenzschutz plötzlich keine Handwerker mehr hatte, die ihm aus dem jüdischen Teil der Bevölkerung stets reichlich zur Verfügung gestanden hatten“.190 Doch waren die Zöllner nicht nur bystander der Verbrechen. Sie zogen aus dem Schicksal der Verfolgten auch Kapital, oder unterstützten direkt die Aktionen der SS. In der Nähe der Befehlsstelle Ostrów Mazowiezka lag im Bug eine Insel, die weder von deutscher noch von sowjetischer Seite beansprucht wurde. Auf diese Insel hatten sich hunderte Flüchtlinge, in der Mehrheit polnische Juden, gerettet, die nun weder nach Osten noch nach Westen weiter gelassen wurden. Die Flüchtlinge bestachen offenbar mit Erfolg die Zollbeamten, um zumindest die Insel verlassen zu können. In der Folge ermittelte das Reichsfinanzministerium gegen etwa 50 Beamte wegen Bestechlichkeit im Dienst. Disziplinarische Maßnahmen folgten scheinbar nicht.191 Grundsätzlich galt für den Zollgrenzschutz wie für die Wehrmacht der Befehl, dass die Rückkehr von Personen über die Demarkationslinie auch mit Waffengewalt zu verhindern war.192 Die Wehrmacht hatte den Zollgrenzschutz zu diesem Zweck mit leichten Minenwerfern und Maschinengewehren ausgestattet.193 Vor allem jüdische Flüchtlinge wurden in der Folge meist erschossen.194 Ebenso sollten die grenznahen Ortschaften „aus Abwehrgründen von allen unzuverlässigen Elementen gesäubert werden“.195 In vielen Fällen unterstützten SS-Einsatzkommandos und Polizeieinheiten die Austreibungen.196

Am 25. September 1939 wurden Hunderte von Juden aus der Stadt Jarosław unter Schüssen von SS-Einheiten an die Ufer des San getrieben und auf Flöße gesetzt, wobei etliche ertranken oder tödlich getroffen wurden.197 In welchem Umfang der ZGS an solchen Erschießungen beteiligt war, ist schwer abschätzbar. Die feldgraue Uniform der Zollbeamten unterschied sich nur durch eine grüne Armbinde mit Hoheitszeichen, die grünen Kragenspiegel und das silberne Abzeichen der Reichsfinanzverwaltung von den regulären Uniformen der Wehrmacht, so dass aus ebenfalls überlieferten Augenzeugenberichten kaum sicher zu schlussfolgern ist, welche Einheiten sich an den Verbrechen beteiligten.198 Eine strafrechtliche Verfolgung mussten die Zollgrenzschutzbeamten, die operativ der Wehrmacht unterstellt waren, dank des Geheimen Gnadenerlasses Hitlers nicht befürchten. Sie waren wie SS, Polizei und Wehrmacht von strafrechtlicher Verfolgung ausgenommen.199

Die Grenze zum sowjetisch besetzten Gebietwurde erst später für einen stark eingeschränkten Grenzverkehr geöffnet. Die Verträge zwischen den Besatzern schlossen einen umfangreichen Bevölkerungsaustausch ein, der zur Umsiedlung mehrerer Zehntausend Deutscher aus dem Einflussbereich der Sowjetunion führte.200 Dieser Personenverkehr sowie die vertraglich zugesicherten Lebensmittellieferungen wickelte der Zollgrenzschutz über die wenigen Grenzübergänge zolltechnisch ab.

Die geplante Wiederangliederung der westlichen Gebietsteile Polens an das Deutsche Reich umfasste umfangreiche Deportations- und Umsiedlungsaktionen, die „Lebensraum im Osten“ schaffen sollten. Die polnische und jüdische Bevölkerung in Posen, Pommerellen und Ostoberschlesien sollte nach Osten vertrieben und dafür sogenannte Volksdeutsche aus Osteuropa angesiedelt werden.201 Am 7. Oktober ernannte Hitler den RFSS Heinrich Himmler zum Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums (RKF) und betraute ihn mit der Umsetzung dieser „volkstumspolitischen Flurbereinigung“. Das Reichsfinanzministerium stellte für „die Umsiedlung der aus dem Ausland in das Reich zurückkehrenden Reichs- und Volksdeutschen sowie die Ansetzung von landwirtschaftlichen Siedlern in den bisher polnischen Gebieten“ vorläufig zehn Millionen Reichsmark bereit202 und übernahm darüber hinaus direkt Aufgaben bei der Umsetzung der Siedlungspolitik.



1.4 Raubkommandos

In den ersten Tagen und Wochen des Feldzuges in Polen waren auf deutscher Seite verschiedenste Uniformierte im Einsatz. Neben der Wehrmacht, operierten SS-Einsatzgruppen, Zollgrenzschutz, Sicherheitspolizei und die Devisenschutzkommandos im besetzten Gebiet. Dabei kam es zu gezielten und gewalttätigen Plünderungen gegenüber staatlichen Einrichtungen und der Zivilbevölkerung. Auf dem Vormarsch requirierte die Wehrmacht nicht nur zur Versorgung der Truppe, sondern beschlagnahmte auch Werte aus staatlichem und privatem Besitz.203 Die Wehrmachtssoldaten plünderten dabei massenhaft vor allem Genussmittel wie Tabak und Alkohol, aber auch Wertgegenstände.204 Vor allem die jüdische Bevölkerung litt unter willkürlichen Razzien und Beschlagnahmen auf offener Straße und in ihren Geschäften und Wohnungen.205

Die Einsatzgruppen der SS setzten die Entscheidung Hitlers zur „völkischen Flurbereinigung“ mit der „Bekämpfung aller reichsfeindlichen und deutschfeindlichen Elemente in Feindesland rückwärts der fechtenden Truppe“206 um, indem sie die Angehörigen der polnischen Elite verhafteten oder erschossen und unter brutalster Gewaltanwendung gegen die jüdische und polnische Bevölkerung vorgingen.207 So zwangen die Einsatzkommandos die jüdischen Gemeinden bereits in den ersten Kriegstagen, Vermögensverzeichnisse zu erstellen und erlegten den Gemeinden willkürliche Kontributionen auf.208

Neben diesem wilden und zum Teil – wie im Falle der Wehrmachtssoldaten – von den Befehlshabern missbilligten und verfolgten Plünderungen, agierten die Zollbeamten der Devisenschutzkommandos koordiniert und auf Befehl.209 Die mobilen Kommandos waren 1938 bereits in Österreich, im Sudetenland und im 1939 besetzten Protektorat Böhmen und Mähren eingesetzt worden.210 Die etwa zehn bis zwanzig Mann starken Kommandos setzten sich ausschließlich aus Beamten der Zollfahndungsstellen der Reichsfinanzverwaltung zusammen.211 Koordiniert wurden sie vom Devisenfahndungsamt in Berlin, das Heydrichs Gestapo angegliedert war und seit 1936 die verschiedenen mit der Devisenverfolgung betrauten Behörden der Reichsfinanzverwaltung, der Gestapo und Görings Vierjahresplanbehörde koordinierte.212 Personalrechtlich, also in Angelegenheiten der Dienstaufsicht und der disziplinarischen Unterstellung, blieben die Beamten jedoch dem Reichsfinanzminister unterstellt.213 Auch übernahm mit Herbert Staffeldt214 ein abgeordneter Zolloberinspektor die Abstimmungsaufgaben zwischen den Reichsbehörden sowie die Koordination des Einsatzes der Devisenschutzkommandos. Die Erfahrung der Zollfahndungsbeamten, die sie bereits bei der Enteignung der deutschen Juden gesammelt hatten, war also gefragt.

In Zusammenarbeit mit den Devisenstellen bei den Oberfinanzpräsidenten, der Steuerfahndung, den Hauptzollämtern, dem Devisenfahndungsamt und in enger Verbindung mit Polizei und Staatsanwaltschaft hatten die Zollfahndungsstellen bereits vor 1939 als Vollzugsorgane bei der Beraubung der jüdischen Emigranten fungiert. Sie unterstützen die Buch- und Betriebsprüfungen, sicherten Beweismittel und Vermögenswerte, beteiligten sich an Befragungen und Festnahmen.215 Die so in der „Bekämpfung der Devisenverbrechen“ erfahrenen Beamten verfügten nach Einschätzung Rudolf Tischers, dem zuständigen Sachbearbeiter im Devisenfahndungsamt,„daher über ausgedehnte praktische Erfahrungen“ für den Einsatz im besetzten Polen.216 Die nach Polen abgeordneten Zollbeamten waren in der Mehrheit zwischen 35 und 55 Jahre alt und seit mehreren Jahren bei der Reichsfinanzverwaltung beschäftigt.217






Devisenschutz und Terror

Den Auftrag für den Einsatz in Polen hatte Göring, dem das zuständige Devisenfahndungsamt direkt unterstand, bereits im August erteilt.218 Daraufhin wies Staffeldt in Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen die Zollfahndungsstellen in Königsberg, Stettin, Brandenburg, Breslau und Troppau an, in dem ihrem jeweiligen Bezirk vorgelagerten Teil des von deutschen Truppen besetzten Polen, den Devisenschutz in Absprache mit den Devisenschutzkommandos zu übernehmen.219 Dafür richtete er in Rücksprache mit dem Reichsfinanzministerium unter der Leitung des Zollrates Alexander Koch, der bis dato Vorsteher der Zollfahndungsstelle Düsseldorf war, ein Devisenschutzkommando für Warschau und Umgebung und unter Zollrat August Barg, dem Vorsteher der Zollfahndungsstelle in Bremen, ein ebensolches Kommando für die Stadt Krakau ein.220

Die Aufgabe der Devisenschutzkommandos bestand in der Beschlagnahme der durch die Militärverwaltung für meldepflichtig erklärten Vermögenswerte. Die Grundlage für dieses Vorgehen wurde mit der Anordnung des Chefs der Zivilverwaltung beim Oberkommando 14 der im südlichen Polen operierenden Heeresgruppe Süd vom 3. September 1939 gelegt. Die zwölf Paragraphen umfassende Anweisung enthielt Bestimmungen zur Ablieferungspflicht ausländischer Devisen, Edelmetalle, Wertpapiere und anderer Wertgegenstände. Außerdem wurden Bank- und Bargeldvermögen der jüdischen Bevölkerung unter die Kontrolle der Besatzungsmacht gestellt.221 Zuwiderhandlungen wurden mit Geld- und Haftstrafen belegt und mit der Beschlagnahme der Vermögenswerte geahndet.222 Zusammengestellt hatten diese Bestimmungen, die auf das gesamte besetzte Polen ausgedehnt wurden, Regierungsoberinspektor Tischer und Zollinspektor Kunze223 vom Devisenfahndungsamt, Zollamtmann Wapenhensch vom Devisenschutzkommando Prag sowie Vertreter der Reichsbank und des Reichswirtschaftsministeriums.

Die bewaffneten Beamten agierten mit polizeilichen Befugnissen, so dass sie ohne personelle Unterstützung von Polizei oder Gestapo Durchsuchungen, Vernehmungen und Festnahmen durchführten. Sie durchsuchten Wohnungen, Bankschließfächer, Firmensafes und Einrichtungen der jüdischen Gemeinden nach Bargeld und Vermögenswerten. Da die Anordnung des Armeeoberkommandos (AOK) erst mit Verzögerung veröffentlicht werden konnte und die überwiegende Mehrheit der Banken und Sparkassen geschlossen und die Einrichtung der Reichskreditkassen noch im Aufbau befindlich war, existierten zunächst keine Annahmestellen für die melde- und abgabepflichtigen Vermögenswerte.224 So durchkämmten die Kommandos die größeren und kleineren polnischen Städte und holten bei der örtlichen Bevölkerung Auskunft ein, wie viele Juden in der Stadt lebten, wie viele Personen aus den Städten geflohen waren, welche Vermögenswerte sie mitgenommen hatten, wem die Geschäfte, Fabriken und Unternehmen vor Ort gehörten und wo sich deren Inhaber aufhielten. Außerdem drangen die Zöllner in Banken, Sparkassen und Verwaltungsgebäude ein, durchsuchten diese nach Wertgegenständen, Devisen, Papieren und Geschäftsbüchern und überprüften das Vorhandensein von Bankschließfächern in den Geldhäusern.

Die Fahndungsarbeit im Oslagebiet westlich von Krakau ergab, dass in den Städten Skozów, Bielsko, Biała, Żywiec, Zabłocie und im vormals tschechischen Freistadt und Oderberg die Mehrheit der jüdischen Bevölkerung geflohen, die Banken und Sparkassen geschlossen und kaum Schließfächer vorhanden waren. Die zurückgebliebenen Juden bewerteten die Kommandos als arm und mittellos. Die vorhandenen Industrie-, Handwerks- und Handelsbetriebe sowie die Bankhäuser wurden hinsichtlich ihrer Eigentümer in jüdische und nichtjüdische eingeteilt.225 Im Ergebnis verfügten die Devisenschutzkommandos – nicht zuletzt durch die Kooperation der örtlichen Bevölkerung – binnen weniger Tage über eine Übersicht der Vermögenslage und -verteilung in den polnischen Städten, die später als Grundlage für Beschlagnahmen diente.

Das Devisenschutzkommando Koch ging in den Städten Lublin, Radom, Mińsk Masowiecki und Siedlce auf gleiche Weise vor. Koch stellte in seinem Bericht an Tischer fest, dass in keiner der vier Städte für die Banken ein besonderes Einsatzkommando erforderlich sei. In Warschau veranschlagte er bei voller Auslastung seiner Beamten hingegen etwa fünf Monate allein für die Öffnung der vorhandenen rund 15.000 Schließfächer. Dem plakatierten Aufruf zur Abgabe von Devisenwerten war die Bevölkerung in allen vier Städten kaum gefolgt. In Lublin waren nur ein Rubel und ein Dollar, in Radom lediglich der Gegenwert von 1.500 Reichsmark und in Mińsk Masowiecki und Siedlce gar nichts abgeliefert worden. Koch forderte daraufhin, dass nur mit „freier Fahndung“ eingeschritten werden könne und in Lublin und Radom eine „systematische Ausflöhung“ der Bevölkerung, insbesondere der zahlreichen Juden, notwendig sei.226 Die Vorgehensweise der Devisenschutzkommandos unterschied sich nicht von den Maßnahmen der SS oder der Polizeieinheiten.

Da viele Juden im südlichen Teil Polens nach Krakau geflohen waren und auch eine größere jüdische Bevölkerung in der Stadt ansässig war, entschieden Tischer und Staffeldt, rasch ihre Tätigkeit auf Krakau zu konzentrieren und ein weiteres Kommando für Lemberg aufzustellen.227 Der Lemberg-Plan wurde allerdings durch den Vormarsch der Roten Armee bis zur Demarkationslinie hinfällig. An der neuen Ostgrenze arbeiteten die Zollbeamten eng mit ihren Kollegen vom Zollgrenzschutz zusammen, um eine Kapitalflucht in die sowjetisch besetzten Gebiete Polens zu verhindern. Im ostoberschlesischen Industrierevier um Kattowitz arbeitete zeitgleich das Devisenschutzkommando Heiland und in der Textilmetropole Łódź operierte unter Zollamtmann Kurt Ebert, dem Vorsteher der Zollfahndungsstelle Breslau, ein siebenköpfiges Beamtenteam. Aufgrund des hohen jüdischen Bevölkerungsanteils, erklärte Ebert die Stadt Łódź sogar zum wichtigsten Einsatzort für die Devisenschutzkommandos in Polen.228

In Krakau, wo die zehn Beamten des Kommandos unter Zollamtmann Johannes Wapenhensch Ablieferung der Gold- und Devisenwerte überwachte und vor allem die Bankschließfächer und Safes vornehmlich jüdischer Bankkunden und Geschäftsinhaber überprüften, bezog Tischer seinen repräsentativen Dienstsitz im ehemaligen jüdischen Bankhaus Holzer in der ul. św. Gertrudy 11 in unmittelbarer Nähe zum Wawel. In der Stadt wurden allein bis zum 19. September Gold und Devisen in Höhe von 502.000 Złoty zur Ablieferung gebracht. In der Zwischenzeit hatten auch Bankinstitute eröffnet werden können, die die Annahme der Werte übernahmen.229

Da die Zollbeamten noch weit größere Devisenvermögen bei den Juden vermuteten, planten sie in enger Zusammenarbeit mit der Staatspolizei und der Schutzpolizei „eine umfangreiche Fahndung im Judenviertel“.230 Allein im September wurden vom Devisenschutzkommando Barg vier Strafverfahren eingeleitet, wobei 13.700 Złoty vereinnahmt wurden. Darüber hinaus beschlagnahmte das Kommando den aus wertvollen Gold- und Silbergegenständen bestehenden Schatz der Nationalen Verteidigung der Stadt Krakau und übergab ihn an die Reichskreditkasse Krakau zu Überführung an die Reichsbank. Bis Anfang Oktober erhöhte sich der Wert der abgelieferten Gold- und Devisenwerte auf 700.000 Złoty.231

Der im Reichsfinanzministerium für die Zollfahndungsstellen und damit für die abgeordneten Zollbeamten des Devisenfahndungsamtes zuständige Referent Hermann Bollenhagen schätzte die Tätigkeit der Devisenschutzkommandos in Krakau und Warschau in einem Reisebericht für seine Vorgesetzten wie folgt ein: „Bei der großen Zahl von Juden ist es verständlich, dass die beiden Devisenschutzkommandos ein ergiebiges Betätigungsfeld haben. [. . . ] Die Leiter beider Devisenschutzkommandos haben vorgetragen, dass ihre Beamtenkräfte nicht ausreichen, um die ihnen gestellten Aufgaben so zu erfüllen, wie es im Interesse der deutschen Volkswirtschaft erwünscht ist. So haben sie sich in ihrer Tätigkeit – von kleineren vorübergehenden Einzelaktionen abgesehen – bis jetzt auf die Städte Krakau, Warschau und Tschenstochau beschränken und alle die übrigen größeren Städte und das ganze Land unbearbeitet lassen müssen. Sie haben um recht baldige Verstärkung gebeten, da sie die Beobachtung gemacht haben, dass Juden auf allen möglichen Wegen versuchen – leider oft mit Erfolg – über die Grenze zu entkommen. Damit sind die von ihnen mitgeschleppten Gold- und Devisenbestände unwiederbringlich verloren. Es handelt sich also bei der Tätigkeit der beiden Devisenschutzkommandos, die im Übrigen sofort in Zollfahndungsstellen umgewandelt werden sollen, um eine einmalige und nur jetzt zu erfüllende Aufgabe.“232

Die „vorübergehenden Einzelaktionen“ im „Interesse der deutschen Volkswirtschaft“ waren Razzien in den umliegenden jüdischen Gemeinden. Allein die sechs Beamte des Kommandos Barg beschlagnahmten in Tarnów bei der „Überholung des dortigen Ghettos“ neben 27.000 Złoty weitere erhebliche Werte an Gold und Devisen.233 Mit dieser Erfolgsmeldung bat Barg zugleich um eine „Verstärkung des Beamtenkörpers“ und fügte eine Liste seiner Wunschkandidaten aus den Zollfahndungsstellen Köln, Bremen und Hamburg an, da er diese Beamten für die „Erledigung schwierigster Aufgaben“ für geeignet hielt. Der zuständige Ministerialdirektor im RFM, Otto Maaß,234 lehnte eine Aufstockung des Personals zunächst ab. Erst auf Grundlage einer „neuen Erfolgsübersicht“ entsandte er weitere Beamte.235

Die Umwandlung der Devisenschutzkommandos in Zollfahndungsstellen, die dem Beauftragten der Reichsfinanzverwaltung (Zoll) im besetzten Polen236 unterstellt werden und damit auch Ermittlungsarbeit wegen Verstößen gegen die Zoll- und Verbrauchssteuergesetze übernehmen sollten, stieß im Devisenfahndungsamt zunächst auf Widerstand. Man wollte die Kontrolle über die Devisenschutzkommandos nicht allein dem RFM überlassen.237 Bis zur Errichtung der Hauptzollämter und Zollfahndungsstellen pflegten die Devisenschutzkommandos aber weiterhin eine enge und erfolgreiche Zusammenarbeit mit dem Zollgrenzschutz und den SS-Einsatzkommandos unter SS-Sturmbannführer Bruno Müller und SS-Brigadeführer Bruno Streckenbach.238 Diese Zusammenarbeit wurde auch nach der Umwandlung der Devisenschutzkommandos in Zollfahndungsstellen239 ab Ende des Jahres 1939 weitergeführt. Personell und finanziell unterstanden die 18 Beamten der Zollfahndungsstelle Krakau und die 23 Beamten der Zollfahndungsstelle Warschau nun der Abteilung Finanzen bei der Regierung des Generalgouvernements in Krakau.240 Damit fielen auch die Aufgaben des Devisenschutzes an die geschaffenen Zollfahndungsstellen und somit wieder an die Reichsfinanzverwaltung.241 Für die Koordination blieb Rudolf Tischer vom Devisenfahndungsamt zuständig.242

Bis zum März 1940 beschlagnahmten die Devisenschutzkommandos/Zollfahndungsstellen Gold im Wert von 1.661.991,25 Reichsmark und Banknoten im Wert von 356.259,05 Reichsmark. Im Rahmen von 519 Unterwerfungsverfahren nahmen die Beamten nochmals 1.715.991,46 Złoty (ca. 858.000 Reichsmark) an Geldstrafen bzw. eingezogenen Werten ein. Insgesamt wurden wegen Devisenvergehen Haftstrafen in Höhe von 16 Jahren und 9 Monaten verhängt.243 Auf dem Wege der Unterwerfungsverfahren urteilten die Zöllner im Schnellverfahren jedwede Missachtung der Abgabepflicht von Gold und Devisen, aber auch Kleinstvergehen im Bereich des Devisenhandels rigoros ab.244


Die Rettung des polnischen Staatsschatzes

Das Gold der polnischen Nationalbank konnten jedoch weder Wehrmacht und SS noch das Devisenschutzkommando Koch aus den Safes der Zentrale der Bank Polski in der ul. Bielańska in Warschau rauben.245 Der Wehrmacht war es lediglich gelungen, das Silber der Polnischen Staatsmünze im Wert von 46.000 Reichsmark zu erbeuten.246 Das polnische Gold – im August 1939 hatte die Bank Polski im In- und Ausland insgesamt über 64 Tonnen Gold in Barren und Münzgold mit einem Wert von 463,6 Millionen Złoty (rund 87 Millionen US-Dollar) verfügt – war rechtzeitig in Sicherheit gebracht worden.247 In Erwartung des deutschen Angriffs waren die ersten Evakuierungstransporte mit Gold im Gegenwert von 170 Millionen Złoty nach Lublin und Zamość verschickt worden. Ebenso bereitete die Regierung die Evakuierung des gesamten Goldbestandes aus Warschau (etwa 193 Millionen Złoty) vor.248 Am 4. September, als der Vormarsch der Wehrmacht auf die polnische Hauptstadt in rasantem Tempo voranschritt, veranlasste Vizepremier und Finanzminister Eugeniusz Kwiatkowski die endgültige Verbringung der nationalen Goldreserve nach Osten. Gleichzeitig mit der Evakuierung der polnischen Regierung, die nach Rumänien floh, gelangten die knapp 64 Tonnen Gold auf teils abenteuerlichen Wegen per LKW und Zug nach Rumänien.249 Obwohl die deutsche Diplomatie die rumänische Regierung unter Druck setzte, gelang es den Bankangestellten und ihren Begleitern in der knappen Frist von 48 Stunden, fast die gesamte Goldmenge, die mitgeführten Wertpapiere, Bargeldbestände, Geschäftsbücher und Druckmatrizen sicher durch Rumänien und weiter per Schiff in die Türkei und von dort über Syrien nach Frankreich zu bringen.

Nach dem deutschen Einmarsch in Frankreich am 10. Mai 1940 begann die erneute Evakuierung des Goldes, gemeinsam mit Beständen der Banque de France und des aus Belgien evakuierten Goldes. Von Lorient verließ das Gold kurz nach der Kapitulation per Schiff Frankreich in Richtung Dakar im Senegal.250 Die deutschen Besatzer forderten sowohl von der französischen Nationalbank als auch von der Vichy-Regierung, in deren Einflussbereich sich das polnische Gold nun befand, dessen Herausgabe.251 Über die genaue Menge indes spekulierten die Beamten des Reichsfinanzministeriums und der Reichsbank.252 In Berlin ging man von 1.208 Kisten aus, die neben Gold auch Wertpapiere enthalten sollten.253

Mit Unterstützung der „Deutschen Waffenstillstandskommission in Wiesbaden“ und dem für Finanz- und Wirtschaftsfragen im besetzten Frankreich zuständigen Regierungsrat Hans Richard Hemmen254 führten die Beamten bis 1942 Verhandlungen mit der Banque de France und der Regierung Vichy, um das polnische Gold aus Dakar doch noch zu vereinnahmen.255 Die Franzosen widersetzten sich diesem Ansinnen mit dem Hinweis, dass das polnische Gold weder an die französische Regierung noch an die Nationalbank übergeben worden sei, sondern vielmehr durchgehend unter Verwaltung der polnischen Bankmitarbeiter gestanden habe. Damit lehnten sie auch das Ansinnen der Deutschen ab, das Gold an die unter deutscher Besatzung in Polen geschaffene Emissionsbank abzuführen.256 Nach Ansicht von Ministerialrat Litter, dem zuständigen Referenten im RFM, war das erstrebte Ziel demnach „mit rechtlichen Erwägungen allein schwerlich zu erreichen“.257 Mit der Niederlage des deutschen Afrikakorps endeten die Bemühungen um die Rückführung des polnischen Goldes endgültig.258
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Abbildung 3 – Schatzkammer der Bank Polski in der ul. Bielańska 10 in Warschau


Polen als erster Raubeinsatz

Konnte das polnische Staatsgold gerettet werden, so verblieben im Zugriffsbereich der deutschen Raubkommandos neben staatlichem mobilen und immobilen Vermögen vor allem Privatvermögen. Diese wurden rücksichtslos geplündert. Der tatsächliche Ertrag der Tätigkeit der Devisenschutzkommandos kann aufgrund der lückenhaften Quellenlage nicht rekonstruiert werden.259 Auch wissen wir nicht, wie groß der Anteil der Zollbeamten an diesen Einsätzen war, denn die Opfer konnten oft nicht unterscheiden, ob sie es mit Soldaten der Wehrmacht, Gestapobeamten oder Zöllner zu tun hatten. Viele Zollbeamte trugen die feldgraue Uniform, manche aber auch die schwarze Uniform der SS.260 Man kann davon auszugehen, dass ein Teil der den SS-Kommandos, der Gestapo oder Wehrmacht zugeschriebenen Aktionen durch die Devisenschutzkommandos oder mit deren Beteiligung durchgeführt worden sind.261

In Tschenstochau arbeite das örtliche Devisenschutzkommando eng mit dem Einsatzkommando 5/II der Sicherheitspolizei unter SS-Hauptsturmführer Hans Krüger zusammen. Dabei gab die SS vor allem Adresslisten von Wohnungen und Geschäften, die in jüdischem Besitz waren, an die Zöllner weiter. Die Durchsuchungsergebnisse meldete das Devisenschutzkommando wiederum an die SS.262 Nahm die SS Durchsuchungen vor, übergab sie die Beute an das Devisenschutzkommando und führte die verhafteten Personen für die Ermittlungsverfahren vor.263 In Warschau wurden gezielt ganze Wohnquartiere durch die SS abgeriegelt und sukzessive durchsucht.264 Ebenso lässt sich, gestützt auf die Berichte der Sopade über die „deutsche Schreckensherrschaft in Polen“, hinter dem Vorgehen der Gestapo in Warschau die Tätigkeit des Devisenschutzkommandos Koch/Knobloch vermuten: „Die Gestapo hält eigentlich die ganze Stadt unter Terror. Ihre Hauptsorge ist die Suche nach Wertpapieren, ausländischen Schuldtiteln, Devisen, Gold und sonstigen Wertgegenständen. Eine nicht abreißende Kette von Haussuchungen bei allen Firmen und Privathaushalten wird von der Gestapo durchgeführt, sowohl bei Polen als auch bei Juden. Es wird da nicht der geringste Unterschied gemacht, alles wird ausgeraubt.“265 Den jüdischen Bewohnern der Stadt verlangte die SS zusätzlich enorme Kontributionen ab. Innerhalb weniger Tage sollte der Warschauer Judenrat im November 1939 300.000 Złoty aufbringen. In bar übergab Adam Czerniaków in seiner Funktion als Vorsitzender des Judenrates 40.000 Złoty. Die Einlösung des Schecks über die restlichen 260.000 Złoty aus den Guthaben gesperrter Konten musste er jedoch erst von den Beamten der Devisenstelle genehmigen lassen.266

Dies zeigt wie flächendeckend, eng und kooperativ die Zusammenarbeit zwischen den Zöllnern der Devisenschutzkommandos und der Gestapo wie der SS beim Raub von Beginn an war. Nach dem Probelauf in Polen wechselte Herbert Staffeldt dann auch sein Einsatzgebiet und war ab 1940 zuständig für den Einsatz der Devisenschutzkommandos im Westen. Mit der Auflösung des Devisenfahndungsamtes im Mai 1941 fielen die Kompetenzen für den Devisenschutz zwar wieder vollumfänglich an das RFM und Staffeldt kehrte in die Reichsfinanzverwaltung zurück, doch verblieb – wie Ralf Banken feststellte – mit der Geschäftsgruppe Devisen bei der Vierjahresplanbehörde die eigentliche Koordinationszentrale für den Einsatz der Kommandos außerhalb des Ministeriums. Dies zeigt zum einen, dass die Kooperationsbereitschaft des RFM mit anderen Reichsbehörden bei der Beraubung der Juden und der Bevölkerung der besetzten Länder hoch war, verweist aber auch darauf, dass Göring und Heydrich den Zugriff auf diese Werte und die Koordination der ausführenden Beamten nicht in der Zuständigkeit des Ministeriums belassen wollten. Obwohl die Kommandos damit dauerhaft verschiedenen Reichsbehörden und Verwaltungsdienststellen unterstellt waren, hat diese Mehrfachunterstellung die Tätigkeit der Kommandos in keiner Weise hemmend beeinflusst.267



1.5 Steuereintreiber

Während die Beamten des Zollgrenzschutzes und der Devisenschutzkommandos im Gefolge von Wehrmacht und SS vorrückten, folgten ihnen auf Anweisung von Staatssekretär Reinhardt am 2. September 1939 „vorsorglich bereits in Marsch gesetzte“ Beamte der Reichsfinanzverwaltung zur Unterstützung der bei den Militärbefehlshabern eingesetzten Verwaltungsstäbe.268 Ebenso hatten die Oberfinanzpräsidenten (OFP) Brandenburg und Schlesien Sonderkommandos in das besetzte Gebiet geschickt, um Gebäude und Aktenbestände der Finanzbehörden zu sichern.269 Zunächst agierten die Finanzbeamten gemeinsam mit den von anderen Reichsministerien und Behörden entsandten Verwaltungsfachleuten recht unkoordiniert im Rücken der Wehrmacht.

Der Aufgabenbereich der den Befehlshabern der vier Militärbezirke beigestellten zivilen Verwaltungsstäbe wurde erst mit den „Richtlinien für die Errichtung einer Militärverwaltung im besetzten Ostgebiet“ am 8. September 1939 per Führererlass konkretisiert.270 Die Chefs der Zivilverwaltung (CdZ) agierten in den Militärbezirken Łódź (Hans Frank), Krakau (Arthur Seyß-Inquart), Posen (Arthur Greiser) und Westpreußen (Albert Forster) neben der Wehrmacht als vollziehende Besatzungsgewalt. Sie sollten mit den durch das RMdI abgeordneten Beamten „Ruhe und Ordnung“ wiederherstellen.271 Zum Oberverwaltungschef für das gesamte besetzte Polen mit Dienstsitz in Łódź ernannte Hitler den Reichsleiter der NSDAP Reichsminister Hans Frank. Der Aufbau der Verwaltung in den besetzten Gebieten stand unter der Zielvorgabe, auf der Kreis- und Stadtebene zunächst die Handlungsfähigkeit zu gewinnen und das Wirtschaftsleben in Gang zu bringen. Vor allem war es dringend nötig, das Verkehrs- und Kommunikationssystem wieder zu errichten, das durch die Kriegshandlungen zum Erliegen gekommen war, und die Lebensmittelversorgung der Bevölkerung und vorrangig der Wehrmacht zu sichern.272 Dabei setzte die NS-Führung mit den Verwaltungschefs auf bewährte und zuverlässige Nationalsozialisten, die für eine „energische Polenpolitik“ standen.273 Die Verwaltung sollte sofort damit beginnen, die rassenpolitischen Ziele des NS-Regimes in Polen umzusetzen.

Bei der Auswahl der Verwaltungsbeamten ging die zuständige Abteilung im RMdI unter Staatssekretär Stuckart allerdings mehr nach Verwaltungserfahrung als nach Parteibuch vor.274 Obgleich Verwaltungschef Frank sich für den Einsatz in Polen „einen Idealtypus des politisch entscheidungsfreudigen Verwaltungsbeamten“ wünschte und keine „müde[n], verstaubte[n] Aktenmenschen“ für den Osteinsatz wollte, sondern den „Abguss wahrer Tüchtigkeit“ in seiner Gefolgschaft „absolut polenvernichtungsentschlossene[r] Recken“ einzusetzen gedachte,275 fanden sich in den Verwaltungsstäben Beamte, die aus verschiedensten Gründen von ihren Heimatbehörden abgeordnet wurden. Das RMdI griff auf zuvor angelegte Personallisten zurück oder forderte die Behördenleiter auf, umgehend Personal abzugeben. So traf bei den Zivilverwaltungsstäben eine in ihrer Altersstruktur, Ausbildung und Herkunftsbehörde heterogene Gruppe Beamter und Verwaltungsangestellter ein. Darunter befanden sich neben politisch überzeugten Bürokraten auch unliebsame oder in ihrer Leistung als unterdurchschnittlich beurteilte Männer, die man in den Osten wegloben wollte.276

Deshalb aber pauschal nur von „Ostnieten“277 oder Vernichtungsexperten zu sprechen, würde den Verwaltungsbeamten und ihrer Tätigkeit nicht gerecht und enthöbe sie zum Teil ihrer Verantwortung.278 Denn es handelte sich – wie Bogdan Musial treffend feststellte – keinesfalls um einen anonymen, bürokratischen Apparat, dessen Mitarbeiter relativ wenig Spielräume gehabt hätten,279 sondern vielmehr um Männer und Frauen der deutschen Verwaltung, die entsandt wurden, um maßgeblich bei der Organisation und Durchführung von Vertreibung, Raub und Völkermord zu helfen.280 Neben der Beteiligung an Verbrechen gegenüber der Zivilbevölkerung spielte die Schaffung und später Aufrechterhaltung einer alltäglichen Ordnung durch die Beamten der Kommunal-, Schul-, Gesundheits-, Forst-, Verkehrs- und Finanzverwaltung eine nicht zu unterschätzende Rolle in der Besatzungsrealität.281

Das Reichsfinanzministerium entsandte für diese Aufgabe mit Max Dingler282 einen 67-jährigen Oberfinanzpräsidenten a. D. als Vertreter an Franks Oberverwaltungsstab Ost. Dingler war für alle Angelegenheiten zuständig, die die Ausgaben oder Einnahmen des Reichshaushalts oder des Haushalts des besetzten Gebietes283 betrafen, sowie für alle sonstigen Angelegenheiten, die finanzielle Auswirkungen auf das Reich hatten. Außerdem beaufsichtigte er die abgeordneten Beamten und wirkte bei der Einführung neuen Rechts in den besetzten Gebieten mit, das die Interessen des Reichsfinanzministeriums berührte.284 Ihn sollte der Oberregierungsrat Christian Breyhan285 unterstützen, der aus dem Büro des Staatssekretärs kam und für alle allgemeinen Fragen und für die Organisation des Verwaltungsaufbaus zuständig war.

Fritz Reinhardt strebte eine schnellstmögliche Errichtung der Finanzverwaltung an, so dass die Finanzquellen „so schnell wie möglich so ergiebig wie möglich“ flössen.286 Denn alle Kosten zur Aufrechterhaltung des zivilen Lebens und alle Kosten der Militärverwaltung hatte gemäß des Führererlasses über die Organisation der Militärverwaltung das besetzte Gebiet zu tragen.287 Die Auswahl der unter Dingler und Breyhan bei den einzelnen Verwaltungsstäben tätigen Beamten nahm die Abteilung VI (Personal) des RFM vor. Wilhelm Stuckart hatte von Reinhardt lediglich mindestens 1.000 Arbeitskräfte gefordert.288
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Abbildung 4 – Alfred Spindler um 1940
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Abbildung 5 – Hermann Senkowsky um 1940

Reinhardt hatte unabhängig von dieser Forderung neben Dingler und Breyhan bereits weitere Beamte aus dem höheren Dienst mit Stab als Beauftragte der Reichsfinanzverwaltung nach Polen abgeordnet.289 Der Staatssekretär hielt es für dringend erforderlich, dass jeweils ein Beauftragter aus dem Bereich Steuern und einer aus den Bereich Zoll die Tätigkeit der CdZ in Angelegenheiten der Reichsfinanzverwaltung beratend unterstützte. Der Beauftragte der Abteilung Steuer sollte dafür Sorge tragen, dass die Steuerbehörden möglichst ohne Stockung ihre Arbeiten fortsetzten und dass wichtige Akten sichergestellt würden. Der Vertreter des Zolls sollte hingegen die Angelegenheiten des Zollgrenzschutzes und der Zölle und Verbrauchsteuern im Interesse des Reiches vorantreiben.290 Die Beamten forderte Reinhardt auf, die Abordnung nach Polen nicht als Strafe, sondern als einen Vertrauensbeweis anzusehen. Sie sollten sich der „besonderen Aufgabe bewusst“ sein, für den Wirkungsbereich des Reichsfinanzministeriums den „größtmöglichen Erfolg zu erzielen.“291

Da es dauerte, bis die Finanzbeamten bei den Verwaltungsstäben in Łódź, Kielce und Warschau eintrafen, ermächtigten die CdZ zwischenzeitlich teilweise die bereits eingesetzten Landräte und Bürgermeister, Abgaben und Steuern einzuziehen.292 Reinhardt, der den Zugriff auf die Einnahmen und die Kontrolle über die Ausgaben vor Ort gefährdet sah, betrachtete dies als erheblichen Eingriff in die Zuständigkeit seiner Beamten und forderte wiederholt gegenüber den CdZ die alleinige Zuständigkeit der Reichsfinanzverwaltung in Fragen von Abgaben und Steuern ein.293 Unbegründet war diese Kompetenzbehauptung des Ministeriums nicht, denn gemäß des Führererlasses zur Organisation der Militärverwaltung294 war die Eigenständigkeit der Finanzverwaltung als Fachverwaltung gegenüber der Unterstellung der inneren Verwaltung unter die politische Führung der Landräte und Stadtkommissare keineswegs eindeutig abgegrenzt.295

Die entsandten Regierungsräte und Reichsrichter hatten fortlaufend Bericht an ihren Staatssekretär über den Fortgang und Erfolg ihres Auftrages nach Berlin zu senden.296 Diese Berichte sind vollständig überliefert und wurden fast ausnahmslos von Reinhardt persönlich bearbeitet. Aus diesem Grund lohnt es, dieses Quellenmaterial genauer zu betrachten – besonders was die Übernahme der polnischen Finanzverwaltung, den Aktionsradius der Beamten und die Kooperation mit bzw. die Konkurrenz zu anderen Verwaltungsstellen und dem Militär betraf. Die Berichte zeigen auf, wie detailliert die Ministeriumsspitze über die Ereignisse in Polen informiert war und versuchte auf die Entwicklungen vor Ort Einfluss zu nehmen.

Nachdem die Stadt Krakau am 6. September 1939 als erste polnische Großstadt kampflos von der 14. Armee besetzt worden war, zogen die Stäbe in die von der polnischen Verwaltung zurückgelassenen Amtsgebäude ein. Reichsrichter Ernst Krappe297 und Regierungsrat Josef Lodde, Beauftragte der Reichsfinanzverwaltung (Steuer), nahmen am 11. September ihre Tätigkeit auf. Diese konnten sie, wie Lodde seinem Chef in Berlin berichtete, selbstständig und weitgehend unbeeinflusst von den CdZ ausüben. Die Besetzung der polnischen Finanzämter, Monopolbetriebe und Zollgebäude war schnell vonstattengegangen, auch wenn die Mehrheit der Zolllager geplündert und Kassenbestände nicht vorhanden waren.298 Die vorgefundenen Steuerakten waren größtenteils zerstört. Zur Überraschung der deutschen Finanzbeamten hatten sich jedoch viele polnische Beamte wieder in ihren Amtsstuben eingefunden.

Ein Teil der polnischen Beamtenschaft – wie der Vizepräsident der Finanzkammer Krakau der ehemalige österreichische Offizier der Reserve Władysław Arzt, – verfügten außerdem über Erfahrung mit der deutschen bzw. österreichischen (Besatzungs-) Verwaltung aus dem letzten Weltkrieg.299 So sah Arzt offenbar keinen Anlass zur Flucht und kam dem Evakuierungsbefehl der Warschauer Regierung nicht nach, sondern hatte den Amtsbetrieb mit 122 seiner Beamten bereits wieder aufgenommen, als Lodde und Krappe eintrafen.300 Die Zollbeamten des Krakauer Postzollamtes brachten ihre Kooperationsbereitschaft mit den deutschen Besatzern zur Freude Loddes sogar dadurch zum Ausdruck, dass ein Bild des „Führers“ eigenhändig aufgehängt hatten. Für viele Beamte war die Unterstützung der deutschen Verwaltung aber schlicht die einzige Möglichkeit nach dem Zusammenbruch des polnischen Staates, der Flucht der Regierung und der nur teilweise erfolgten Auszahlung eines Fluchtgeldes, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Die Preise stiegen in den ersten Kriegstagen immens und die Zukunft war ungewiss. Die Beschäftigung für den Besatzer versprach zumindest eine gewisse Sicherheit.301

Um seine Berliner Kollegen über die Lage ins Bild zu setzen und um die möglichen Einnahmen einzuschätzen, fügte der Regierungsrat seinen Berichten ausführliche Aufstellungen des Vorjahres über Steuern und Monopole sowie über die Struktur des polnischen Steuersystems bei.302 Damit die Steuereintreibung so schnell als möglich beginnen konnte, erging per Erlass des CdZ die Aufforderung mit Strafandrohung an die Krakauer Bevölkerung, unverzüglich ihrer Pflicht zur Steuerentrichtung nachzukommen. Die Beamten begannen unmittelbar mit der Steuererhebung.303 Waren die Tageseinnahmen zunächst mit 248,17 Złoty spärlich, entrichteten die Steuerpflichtigen trotz einer katastrophalen Versorgungslage – die Mehrheit der Geschäfte und Unternehmen war geschlossen, die städtische Infrastruktur begann erst langsam wieder zu arbeiten – aber im Bewusstsein der ständig drohenden Gewalt Mitte September bereits 23.408,20 Złoty. Lodde erwartete nach den jüdischen Feiertagen und dank der „tatkräftige[n] Unterstützung“ der polnischen Beamten und Landräte, ohne die „eine Inbetriebnahme so schnell nicht möglich gewesen wäre“, eine rasche Steigerung der Einnahmen.304

Auch die vorgefundenen Bedingungen erschwerten die gewohnten Verwaltungsabläufe. In den Krakauer Ämtern gab es weder Telefonanschlüsse noch eine Telefonzentrale mit Fernschreiber. Wenn die Steuerpflichtigen ein Anliegen hatten, sprachen sie beim Vorsteher direkt vor. Die Aktenführung und der Briefverkehr waren indes übersichtlich. Die Gewährung von Stundungen war übliche Praxis und die Rückstände dementsprechend hoch. Allein die Finanzämter Krakau III und Krakau IV, so ermittelte deren neuer Leiter Regierungsrat Meibuhr, hatten Rückstände in Höhe von 5.648.000 Złoty Einkommens- und Umsatzsteuer ausstehend. Mit Amtsverfügung untersagte Meibuhr sofort die Stundungspraxis. Bei Juden, die die Finanzbeamten analog zur Verfahrensweise im Reich sofort als Steuerzahler mit minderen Rechten einstuften, wurde die Steuerschuld sogar direkt und ohne jedes Widerspruchsrecht eingeholt.305 Auch wenn sie die Praxis der Steuereintreibung veränderten, hielten die Beamten es für zweckmäßig, sowohl das polnische Steuerrecht als auch die Struktur der Staats- und Kommunalsteuern beizubehalten. Die eingenommenen Beträge zahlten sie in Ermangelung einer Alternative auf ein Konto bei der Deutschen Bank Krakau ein. Eine Reichsbankfiliale bzw. eine Zweigstelle der Reichskreditkasse306, die als zentrale Verwaltungskasse der Besatzungsverwaltung hätte dienen können, war noch nicht errichtet worden.307

Sein Vorgesetzter, Reichsrichter Ernst Krappe, bemühte sich derweil um gute Kontakte zu Stadtpräsident Zörner, Polizeichef Zech und zum Stab des AOK 14, der Reichsbank und anderen Beamten im Amt des CdZ, um die Interessen der Reichsfinanzverwaltung, wie sie Reinhardt festgelegt hatte, entschieden zu vertreten.308 Die 54 Beamten, die in Krakau eingetroffen waren, sollten umgehend in die polnische Steuerverwaltung eingewiesen werden, um den „alsbaldigen Eingang der Steuern unter allen Umständen sicherzustellen.“ Außerdem ersuchte Krappe bei Karl Groth dem Leiter der Abteilung VI (Personal) im RFM um sofortige Verstärkung, da im Bezirk Krakau „ein Mehr an Steuern herauszuholen sei, als zunächst angenommen“. Groth sollte erfahrene Buchprüfer und Fahndungsbeamte senden, um gemäß Krappes Vorstellungen vor allem jüdische Firmen umgehend prüfen zu können.309

Mit der Mehrheit seiner Beamten war Krappe unzufrieden, da diese Männer „nicht die ganzen Kerle“ seien, die er benötige und bat um deren sofortige Ablösung. Besonders Regierungsrat Lodde sei „den Polen gegenüber zu gutmütig“.310 Unter den Finanzbeamten befanden sich zur Freude des NSDAP-Mitglieds Krappe aber auch mehrere Träger des goldenen Ehrenzeichens der NSDAP und alte Parteigenossen.311 Zu ihnen zählte Obersteuerinspekteur Wieczorek, dem Krappe gleich vier Steuerämter anvertraute. Wieczorek selbst sah seine Aufgabe darin, durch die Umstellung der Ämter „nach preußischem Muster“ die Steuereinnahmen rasch zu maximieren.312

Zur Unterstützung von Krappes Plänen, gezielt bei jüdischen Firmen alle Mittel der Steuerprüfung und -fahndung einzusetzen, hob der CdZ Krakau mit der „Verordnung zur Bekämpfung der steuerlichen Unzuverlässigkeit der Juden“ am 12. Oktober 1939 das Bankgeheimnis auf. Alle Geldhäuser waren fortan verpflichtet, den Beamten der Reichsfinanzverwaltung jede Auskunft zu Vermögen und Geschäftstätigkeit von Juden zu erteilen, sowie Kundenverzeichnisse abzuliefern. Die Verzeichnisse sollten den Beamten helfen, jüdische Kontoinhaber und Unternehmer aufzuspüren. Als „jüdische Firmen“ galten alle Geschäfte, die sich ganz oder zu mehr als 50 Prozent in jüdischen Händen befanden.313 Um der Steuerbeitreibung entsprechenden Nachdruck zu verleihen, bat Regierungsrat Masius „zur Wahrung des Ansehens gegenüber den Behörden und zur nachdrücklichen Geltendmachung gegenüber der polnischen Zivilbevölkerung“ bei Krappe um die baldige Ausstattung der Beamten mit Uniformen und Dienstwaffen.314 Eine einheitliche Ausrüstung der Beamten mit Waffen und Uniformen in Berlin war bis dahin nicht erfolgt. Ein Großteil der Beamten war in Zivilkleidung abgeordnet worden oder trug wie im Falle der Devisenschutzkommandos bei Mitgliedschaft in der SS die entsprechende Uniform.315

Berlin hatte die Frage noch nicht geklärt, ob und wie das deutsche Steuersystem im besetzten Gebiet einzuführen sei. Krappe sprach sich gegen eine baldige Einführung der deutschen Steuergesetze im Militärbezirk Krakau aus. Denn Łódź und Krakau seien anders zu beurteilen als die ehemaligen preußischen Provinzen Posen, Westpreußen oder Ostoberschlesien. Außerdem hielt er das bestehende polnische System besonders hinsichtlich der Lohnsteuer, die anders als im Reich keine Berücksichtigung des Familienstandes und ebenso wenig Werbungskosten und Sonderleistungen kannte, für die Ziele der Besatzer für besonders geeignet. So lehnte er die Einführung der Umsatzsteuer nach deutschen Maßstäben ab, da eine Aufzeichnungspflicht kaum bestand. Das polnische Pauschalisierungsverfahren, nach dem bei etwa 90 Prozent aller Umsatzsteuerpflichtigen die Steuerschuld ermittelt wurde, sah er als überaus praktisch an, da dies eine beliebige Anhebung der Sätze ermöglichte.316 Zudem strebte Krappe eine generelle Beschränkung der Rechtsmittelverfahren an und wollte die Möglichkeit nutzen, mit „liberalistisch-juristischen Spitzfindigkeiten aufzuräumen“. Nicht nur für das zunächst geplante „Hereinholen der Rückstände“, sondern auch aus Gründen der Machbarkeit und Effizienz sollte also nach seinen Vorstellungen das polnische System beibehalten werden.317

Im Berliner Ministerium verfolgte man indes eine andere Strategie. Bereits am 20. September hatte eine Besprechung unter Leitung des Staatssekretärs stattgefunden, in der die Rolle Dinglers als „Beauftragten des Reichsfinanzministeriums beim Zivilgouverneur Ost“ dahingehend erweitert wurde, dass er neben der Errichtung der Reichsfinanzverwaltung im besetzten Gebiet für den Erlass von Verordnungen zur Einführung des Deutschen Steuerrechts federführend gemacht werden sollte.318 Es war geplant, das polnische Recht etappenweise in deutsches Steuerrecht zu überführen. Zunächst sollte die Umsatzsteuer eingeführt werden, ab 1940 dann schrittweise Lohn-, Einkommens- und Körperschaftssteuer folgen. Ausgebremst wurden die Pläne der Ministerialspitze jedoch durch das Auswärtige Amt. Denn Karl Groth konnte Erich Albrecht den stellvertretenden Leiter der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amtes (AA), nicht von der Notwendigkeit einer schnellstmöglichen Rechtsüberführung überzeugen. Das AA sah in der Einführung deutschen Rechts eine Unvereinbarkeit mit der Haager Landkriegsordnung, die eine Erhebung von Abgaben nach fremdem oder neuem Recht durch den Besatzer nur sehr begrenzt gestattete.319 Albrecht riet Groth hingegen, die weiteren Entwicklungen abzuwarten, da eine Eingliederung der westlichen Teile Polens in das Reich zu erwarten sei. Dann stehe der Einführung deutschen Rechts nichts mehr im Wege. Für das Restgebiet sah Albrecht keine zukünftigen Interessen des Reichsfiskus, denn dort würden keine Umsätze stattfinden.320

Um die Sicherung der Einnahmen im besetzten Polen zu gewährleisten, versuchte das Ministerium weiterhin, eine Überleitung bzw. Erweiterung des Steuerrechts umzusetzen. In der Erwartung, dass die noch ungeklärte staatliche Zukunft des besetzten Gebietes alsbaldig geklärt werden würde, wandte sich der Direktor der Abteilung III für Besitz und Verkehrssteuern Otto Hedding in einem Schnellbrief an das RMdI, um die Absicht des RFM das deutsche Steuerrecht und die Reichsabgabenordnung schnellstmöglich einzuführen, zu untermauern. Vor allem betonte er, dass gleichgültig, welche Entwicklung sich abzeichne, die notwendigen Verordnungsentwürfe bereit lägen und er durch eine sofortige Übermittlung die unverzügliche Inkraftsetzung gewährleisten könne.321

Die nötigen Abstimmungsarbeiten für die Erarbeitung jener Entwürfe hatten im Hause die Referate Zülow und Haußmann übernommen. Kurt Zülow hatte, als Leiter des Referats acht in der Abteilung III zuständig für die Reichsfluchtsteuer322, seit Beginn der NS-Herrschaft die fiskalische Judenverfolgung maßgeblich vorangetrieben.
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